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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 
§ 2. (1) bis (2 b) Z 1 und 2 … § 2. (1) bis (2 b) Z 1 und 2 … 

 3. Insoweit in den positiven Einkünften oder im Gesamtbetrag 
der Einkünfte enthalten sind 

 – Sanierungsgewinne (§ 36 Abs. 1) oder 
 – Veräußerungsgewinne und Aufgabegewinne, das sind Ge-

winne aus der Veräußerung sowie der Aufgabe von Betrie-
ben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen, weiters 
Liquidationsgewinne, 

sind die Verrechnungsgrenze und die Vortragsgrenze nicht 
anzuwenden. 

 3. Die Verrechnungsgrenze und die Vortragsgrenze sind in fol-
genden Fällen insoweit nicht anzuwenden, als in den positi-
ven Einkünften oder im Gesamtbetrag der Einkünfte enthal-
ten sind: 

 – Gewinne aus einem Schulderlass im Sinne des § 36 Abs. 2, 
 – Gewinne, die in Veranlagungszeiträumen anfallen, die von 

einem Konkursverfahren oder einem gerichtlichen Aus-
gleichsverfahren betroffen sind, 

 – Veräußerungsgewinne und Aufgabegewinne, das sind Ge-
winne aus der Veräußerung sowie der Aufgabe von Betrie-
ben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen, 

 – Sanierungsgewinne im Sinne des § 23a des Körperschafts-
teuergesetzes 1988, 

 – Liquidationsgewinne im Sinne des § 19 des Körperschafts-
teuergesetzes 1988. 

(3) bis (8) … (3) bis (8) … 
§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
(4) 1. bis 3. … (4) 1. bis 3. … 

 4. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für Aufwendun-
gen (Ausgaben) zur Forschung und experimentellen Entwick-
lung, die systematisch und unter Einsatz wissenschaftlicher 
Methoden durchgeführt wird. Zielsetzung muss sein, den 
Stand des Wissens zu vermehren sowie neue Anwendungen 
dieses Wissens zu erarbeiten. Der Bundesminister für Finan-
zen wird ermächtigt, die Kritierien zur Festlegung der förder-
baren Forschungsaufwendungen (-ausgaben) mittels Verord-
nung festzulegen. Der Freibetrag kann von jenen Aufwen-
dungen nicht geltend gemacht werden, die Grundlage eines 

 4. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für Aufwendun-
gen (Ausgaben) zur Forschung und experimentellen Entwick-
lung, die systematisch und unter Einsatz wissenschaftlicher 
Methoden durchgeführt wird. Zielsetzung muss sein, den 
Stand des Wissens zu vermehren sowie neue Anwendungen 
dieses Wissens zu erarbeiten. Der Bundesminister für Finan-
zen wird ermächtigt, die Kritierien zur Festlegung der förder-
baren Forschungsaufwendungen (-ausgaben) mittels Verord-
nung festzulegen. Der Freibetrag kann von jenen Aufwen-
dungen nicht geltend gemacht werden, die Grundlage eines 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Forschungsfreibetrages gemäß Z 4a sind. Die Geltendma-
chung kann auch außerbilanzmäßig erfolgen. 

Forschungsfreibetrages gemäß Z 4a sind. Die Geltendma-
chung kann auch außerbilanzmäßig erfolgen. Voraussetzung 
ist, dass der Freibetrag in der Steuererklärung an der dafür 
vorgesehenen Stelle ausgewiesen wird. Eine Berichtigung ei-
ner unrichtigen oder unterlassenen Eintragung ist bis zum 
Eintritt der Rechtskraft des Bescheides möglich. 

 4a. Ein Forschungsfreibetrag für Aufwendungen zur Entwicklung 
oder Verbesserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindun-
gen, ausgenommen Verwaltungs- oder Vertriebskosten sowie 
Aufwendungen für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
(Forschungsaufwendungen). Der volkswirtschaftliche Wert 
der angestrebten oder abgeschlossenen Erfindung ist durch 
eine Bescheinigung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit nachzuweisen. Die Bescheinigung ist nicht erforder-
lich, wenn die Erfindung bereits patentrechtlich geschützt ist. 
Der Forschungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – 
innerhalb folgender Höchstbeträge geltend gemacht werden: 

 4a. Ein Forschungsfreibetrag für Aufwendungen zur Entwicklung 
oder Verbesserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindun-
gen, ausgenommen Verwaltungs- oder Vertriebskosten sowie 
Aufwendungen für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
(Forschungsaufwendungen). Der volkswirtschaftliche Wert 
der angestrebten oder abgeschlossenen Erfindung ist durch 
eine Bescheinigung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit nachzuweisen. Die Bescheinigung ist nicht erforder-
lich, wenn die Erfindung bereits patentrechtlich geschützt ist. 
Der Forschungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – 
innerhalb folgender Höchstbeträge geltend gemacht werden: 

 a) Der Forschungsfreibetrag beträgt grundsätzlich bis zu 25% 
der Forschungsaufwendungen. 

 a) Der Forschungsfreibetrag beträgt grundsätzlich bis zu 25% 
der Forschungsaufwendungen. 

 b) Der Forschungsfreibetrag beträgt bis zu 35% der For-
schungsaufwendungen, soweit diese das arithmetische Mit-
tel der Forschungsaufwendungen der letzten drei Wirt-
schaftsjahre (Vergleichszeitraum) übersteigen. Sind in 
Wirtschaftsjahren des Vergleichszeitraumes keine For-
schungsaufwendungen angefallen, werden bei der Errech-
nung des arithmetischen Mittels hinsichtlich dieser Wirt-
schaftsjahre Forschungsaufwendungen mit Null angesetzt. 
Der Steuerpflichtige hat gesondert nachzuweisen, in wel-
chem Umfang Forschungs-aufwendungen einem For-
schungsfreibetrag von bis zu 35% unterliegen. 

 b) Der Forschungsfreibetrag beträgt bis zu 35% der For-
schungsaufwendungen, soweit diese das arithmetische Mit-
tel der Forschungsaufwendungen der letzten drei Wirt-
schaftsjahre (Vergleichszeitraum) übersteigen. Als For-
schungsaufwendungen des Vergleichszeitraumes sind zu 
berücksichtigen: 

 – Forschungsaufwendungen im Sinne dieser Ziffer sowie 
 – Forschungsaufwendungen im Sinne der Z 4, für die ein 

Forschungsfreibetrag oder eine Forschungsprämie nach 
§ 108c beansprucht wurde. 

Der Steuerpflichtige hat gesondert nachzuweisen, in wel-
chem Umfang Forschungs-aufwendungen einem For-
schungsfreibetrag von bis zu 35% unterliegen. Z 4 vorletz-
ter und letzter Satz gelten entsprechend. 

 4b. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für in Auftrag 
gegebene Forschung und experimentelle Entwicklung im 

 4b. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für in Auftrag 
gegebene Forschung und experimentelle Entwicklung im 



  47 

 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Sinne der Z 4. Der Freibetrag steht dem Auftraggeber für sei-
ne Aufwendungen (Ausgaben) nur dann zu, wenn mit der 
Forschung und experimentellen Entwicklung Einrichtungen 
gemäß Z 5 beauftragt werden und die betreffende Einrichtung 
für die in Auftrag genommene Forschung und experimentelle 
Entwicklung nicht selbst einen Forschungsfreibetrag nach Z 4 
oder Z 4a oder eine Forschungsprämie gemäß § 108c in An-
spruch nimmt. Der Freibetrag kann von jenen Aufwendungen 
(Ausgaben) nicht geltend gemacht werden, die Grundlage ei-
nes Forschungsfreibetrages gemäß Z 4 oder Z 4a oder einer 
Forschungsprämie gemäß § 108c sind. Die Geltendmachung 
kann auch außerbilanzmäßig erfolgen. 

Sinne der Z 4. Der Freibetrag steht dem Auftraggeber für sei-
ne Aufwendungen (Ausgaben) nur dann zu, wenn mit der 
Forschung und experimentellen Entwicklung Einrichtungen 
gemäß Z 5 beauftragt werden und die betreffende Einrichtung 
für die in Auftrag genommene Forschung und experimentelle 
Entwicklung nicht selbst einen Forschungsfreibetrag nach Z 4 
oder Z 4a oder eine Forschungsprämie gemäß § 108c in An-
spruch nimmt. Der Freibetrag kann von jenen Aufwendungen 
(Ausgaben) nicht geltend gemacht werden, die Grundlage ei-
nes Forschungsfreibetrages gemäß Z 4 oder Z 4a oder einer 
Forschungsprämie gemäß § 108c sind. Die Geltendmachung 
kann auch außerbilanzmäßig erfolgen. Z 4 vorletzter und letz-
ter Satz gelten entsprechend. 

 5. bis 7. …  5. bis 7. … 
 8. Ein Bildungsfreibetrag von höchstens 20% der Aufwendun-

gen, die dem Arbeitgeber von einer von ihm verschiedenen 
Aus- und Fortbildungseinrichtung (lit. a oder b) in Rechnung 
gestellt werden. Der Freibetrag steht insoweit zu, als die 
Aufwendungen unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnah-
men betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitneh-
mer (§ 47) getätigt werden. Aus- und Fortbildungseinrichtun-
gen sind: 

 8. Ein Bildungsfreibetrag von höchstens 20% der Aufwendun-
gen, die dem Arbeitgeber von einer von ihm verschiedenen 
Aus- und Fortbildungseinrichtung (lit. a oder b) in Rechnung 
gestellt werden. Der Freibetrag steht insoweit zu, als die 
Aufwendungen unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnah-
men betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitneh-
mer (§ 47) getätigt werden. Aus- und Fortbildungseinrichtun-
gen sind: 

 a) Bildungseinrichtungen von Körperschaften des öffentli-
chen Rechts, 

 a) Bildungseinrichtungen von Körperschaften des öffentli-
chen Rechts, 

 b) Einrichtungen, deren Geschäftsgegenstand in einem we-
sentlichen Umfang in der Erbringung von Dienstleistungen 
auf dem Gebiet der beruflichen Aus- oder Fortbildung be-
steht. Diese Dienstleistungen müssen nach ihrer tatsächli-
chen Geschäftsführung einem unbestimmten Personenkreis 
angeboten werden. 

 b) Einrichtungen, deren Geschäftsgegenstand in einem we-
sentlichen Umfang in der Erbringung von Dienstleistungen 
auf dem Gebiet der beruflichen Aus- oder Fortbildung be-
steht. Diese Dienstleistungen müssen nach ihrer tatsächli-
chen Geschäftsführung einem unbestimmten Personenkreis 
angeboten werden. 

Der Bildungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – gel-
tend gemacht werden. Werden Aufwendungen, für die ein 
Bildungsfreibetrag geltend gemacht worden ist, vergütet, er-
höht sich der als Betriebseinnahme anzusetzende Betrag um 
den für den Bildungsfreibetrag geltend gemachten Prozent-
satz. 

Der Bildungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – gel-
tend gemacht werden. Werden Aufwendungen, für die ein 
Bildungsfreibetrag geltend gemacht worden ist, vergütet, er-
höht sich der als Betriebseinnahme anzusetzende Betrag um 
den für den Bildungsfreibetrag geltend gemachten Prozent-
satz. Z 4 vorletzter und letzter Satz gelten entsprechend. 



  48 

 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
 9. …  9. … 
 10. Ein Bildungsfreibetrag von höchstens 20% der Aufwendun-

gen des Steuerpflichtigen in innerbetriebliche Aus- und Fort-
bildungseinrichtungen. Der Freibetrag steht insoweit zu, als 
die Aufwendungen unmittelbar Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeit-
nehmer (§ 47) getätigt werden. Innerbetriebliche Aus- und 
Fortbildungseinrichtungen sind Einrichtungen, die einem 
Teilbetrieb vergleichbar sind, ihre Aus- und Fortbildungs-
maßnahmen Dritten gegenüber nicht anbieten (ausgenommen 
Konzernunternehmen) und deren Tätigkeit in der Erbringung 
solcher Leistungen für die eigenen Arbeitnehmer des Steuer-
pflichtigen besteht. In den Richtlinien für die innerbetriebli-
che Aus- und Fortbildung muss vorgesehen sein, dass an den 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen Personen teilnehmen kön-
nen, die unmittelbar vor Bezug eines Kinderbetreuungsgeldes 
(§§ 2 ff KBGG) Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen waren. 
Der Bildungsfreibetrag kann nur insoweit geltend gemacht 
werden, als die Aufwendungen je Aus- und Fortbildungs-
maßnahme 2 000 Euro pro Kalendertag nicht übersteigen. 
Ziffer 8 letzter und vorletzter Satz sind anzuwenden. 

 10. Ein Bildungsfreibetrag von höchstens 20% der Aufwendun-
gen des Steuerpflichtigen in innerbetriebliche Aus- und Fort-
bildungseinrichtungen. Der Freibetrag steht insoweit zu, als 
die Aufwendungen unmittelbar Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeit-
nehmer (§ 47) getätigt werden. Innerbetriebliche Aus- und 
Fortbildungseinrichtungen sind Einrichtungen, die einem 
Teilbetrieb vergleichbar sind, ihre Aus- und Fortbildungs-
maßnahmen Dritten gegenüber nicht anbieten (ausgenommen 
Konzernunternehmen) und deren Tätigkeit in der Erbringung 
solcher Leistungen für die eigenen Arbeitnehmer des Steuer-
pflichtigen besteht. In den Richtlinien für die innerbetriebli-
che Aus- und Fortbildung muss vorgesehen sein, dass an den 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen Personen teilnehmen kön-
nen, die unmittelbar vor Bezug eines Kinderbetreuungsgeldes 
(§§ 2 ff KBGG) Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen waren. 
Der Bildungsfreibetrag kann nur insoweit geltend gemacht 
werden, als die Aufwendungen je Aus- und Fortbildungs-
maßnahme 2 000 Euro pro Kalendertag nicht übersteigen. 
Der Bildungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – gel-
tend gemacht werden. Werden Aufwendungen, für die ein 
Bildungsfreibetrag geltend gemacht worden ist, vergütet, er-
höht sich der als Betriebseinnahme anzusetzende Betrag um 
den für den Bildungsfreibetrag geltend gemachten Prozent-
satz. Z 4 vorletzter und letzter Satz gelten entsprechend. 

(5) bis (12) … (5) bis (12) … 
§ 6. 1. bis 5. … § 6. 1. bis 5. … 

 6. a) Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Be-
triebes (Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Be-
trieb (Betriebsstätte) überführt oder werden im Inland gele-
gene Betriebe (Betriebsstätten) ins Ausland verlegt, sind 
die ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter mit den Wer-
ten anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt 

 6. a) Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Be-
triebes (Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Be-
trieb (Betriebsstätte) überführt oder werden im Inland gele-
gene Betriebe (Betriebsstätten) ins Ausland verlegt, sind 
die ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter mit den Wer-
ten anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
worden wären, wenn 

 – der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen 
gehört, 

 – der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen 
und/oder des inländischen Betriebes ist, 

 – der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesell-
schaft oder die ausländische Kapitalgesellschaft am 
Steuerpflichtigen wesentlich, das ist zu mehr als 25%, 
beteiligt ist oder 

 – bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäfts-
leitung oder die Kontrolle ausüben oder darauf Einfluss 
haben. Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 

worden wären, wenn 
 – der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen 

gehört, 
 – der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen 

und/oder des inländischen Betriebes ist, 
 – der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesell-

schaft oder die ausländische Kapitalgesellschaft am 
Steuerpflichtigen wesentlich, das ist zu mehr als 25%, 
beteiligt ist oder 

 – bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäfts-
leitung oder die Kontrolle ausüben oder darauf Einfluss 
haben. Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 

 b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages 
unterbleibt in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der 
entstandenen Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräuße-
rung oder dem sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter 
aus dem Betriebsvermögen: 

 1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines 
Betriebes desselben Steuerpflichtigen oder 

 2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, so-
fern in beiden Fällen die Überführung oder Verlegung 

 – in einen Staat der Europäischen Union oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes 

erfolgt, mit dem eine umfassende Amts- und Voll-
streckungshilfe mit der Republik Österreich be-
steht. 

Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abga-
benbescheid abzusprechen. 

Eine spätere Überführung oder Verlegung 
 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union ange-

hört oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 

dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe 
mit der Republik Österreich nicht besteht, 

 b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages 
unterbleibt in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der 
entstandenen Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräuße-
rung oder dem sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter 
aus dem Betriebsvermögen: 

 1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines 
Betriebes desselben Steuerpflichtigen oder 

 2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, so-
fern in beiden Fällen die Überführung oder Verlegung 

 – in einen Staat der Europäischen Union oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes 

erfolgt, mit dem eine umfassende Amts- und Voll-
streckungshilfe mit der Republik Österreich be-
steht. 

Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abga-
benbescheid abzusprechen. 

Eine spätere Überführung oder Verlegung 
 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union ange-

hört oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 

dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe 
mit der Republik Österreich nicht besteht, 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermö-
gen gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Zwischen Überführung oder 
Verlegung und Veräußerung oder sonstigem Ausscheiden 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang 
der Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verlegung 
zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist 
nicht anzuwenden. 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermö-
gen gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Zwischen Überführung oder 
Verlegung und Veräußerung oder sonstigem Ausscheiden 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang 
der Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verlegung 
zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist 
nicht anzuwenden. 

 c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland ins Inland überführt o-
der verlegt, sind die Werte anzusetzen, die im Falle einer 
Lieferung an einen vom Steuerpflichtigen völlig unabhän-
gigen Betrieb angesetzt worden wären. Dies gilt sinngemäß 
für sonstige Leistungen. Werden in Fällen nicht festgesetz-
ter Steuerschuld im Sinne der lit. b oder auf Grund einer 
Umgründung im Sinne des Umgründungssteuergesetzes 
Wirtschaftsgüter aus dem Ausland in das Inland rücküber-
führt oder Betriebe (Betriebsstätten) zurückverlegt, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor Überführung bzw. Verle-
gung maßgeblich. Die spätere Veräußerung oder das sons-
tige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im 
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der 
Steuerpflichtige nach, dass Wertsteigerungen im EU/EWR-
Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland ins Inland überführt o-
der verlegt, sind die Werte anzusetzen, die im Falle einer 
Lieferung an einen vom Steuerpflichtigen völlig unabhän-
gigen Betrieb angesetzt worden wären. Dies gilt sinngemäß 
für sonstige Leistungen. Werden in Fällen nicht festgesetz-
ter Steuerschuld im Sinne der lit. b oder auf Grund einer 
Umgründung im Sinne des Umgründungssteuergesetzes 
Wirtschaftsgüter aus dem Ausland in das Inland rücküber-
führt oder Betriebe (Betriebsstätten) zurückverlegt, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor Überführung bzw. Verle-
gung maßgeblich. Die spätere Veräußerung oder das sons-
tige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im 
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der 
Steuerpflichtige nach, dass Wertsteigerungen im EU/EWR-
Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. Weist der Steuerpflichtige nach, dass Wert-
steigerungen im EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind die-
se vom Veräußerungserlös oder Entnahmewert abzuziehen. 

 7. bis 16. …  7. bis 16. … 
§ 19. (1) Einnahmen sind in jenem Kalenderjahr bezogen, in 

dem sie dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind. Regelmäßig wie-
derkehrende Einnahmen, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahres, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, zugeflossen sind, gelten als in die-
sem Kalenderjahr bezogen. Nachzahlungen von Pensionen und Be-
zügen aus der Unfallversorgung, über deren Bezug bescheidmäßig 

§ 19. (1) Einnahmen sind in jenem Kalenderjahr bezogen, in 
dem sie dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind. Regelmäßig wie-
derkehrende Einnahmen, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahres, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, zugeflossen sind, gelten als in die-
sem Kalenderjahr bezogen. Nachzahlungen von Pensionen, über 
deren Bezug bescheidmäßig abgesprochen wird, sowie Nachzahlun-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
abgesprochen wird, gelten in dem Kalendermonat als zugeflossen, 
für den der Anspruch besteht. Die Lohnsteuer ist im Zeitpunkt der 
tatsächlichen Zahlung einzubehalten. Für das abgelaufene Kalender-
jahr ist ein Lohnzettel gemäß § 84 an das Finanzamt zu übermitteln. 
Die Vorschriften über die Gewinnermittlung bleiben unberührt. 

gen im Insolvenzverfahren gelten in dem Kalendermonat als zuge-
flossen, für den der Anspruch besteht. Die Lohnsteuer ist im Zeit-
punkt der tatsächlichen Zahlung einzubehalten. Für das abgelaufene 
Kalenderjahr ist ein Lohnzettel gemäß § 84 an das Finanzamt zu 
übermitteln. Die Vorschriften über die Gewinnermittlung bleiben 
unberührt. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 24. (1) bis (5) … § 24. (1) bis (5) … 
(6) Wird der Betrieb aufgegeben und werden aus diesem Anlass 

Gebäudeteile (Gebäude) ins Privatvermögen übernommen, so unter-
bleibt auf Antrag die Erfassung der darauf entfallenden stillen Re-
serven. Voraussetzung ist, dass das Gebäude bis zur Aufgabe des 
Betriebes der Hauptwohnsitz des Steuerpflichtigen gewesen ist, auf 
das Gebäude keine stillen Reserven übertragen worden sind und ei-
ner der folgenden Fälle vorliegt: 

(6) Wird der Betrieb aufgegeben und werden aus diesem Anlass 
Gebäudeteile (Gebäude) ins Privatvermögen übernommen, so unter-
bleibt auf Antrag die Erfassung der darauf entfallenden stillen Re-
serven. Voraussetzung ist, dass das Gebäude bis zur Aufgabe des 
Betriebes der Hauptwohnsitz des Steuerpflichtigen gewesen ist, auf 
das Gebäude keine stillen Reserven übertragen worden sind und ei-
ner der folgenden Fälle vorliegt: 

 1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine 
Betriebsaufgabe veranlasst. 

 1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine 
Betriebsaufgabe veranlasst. 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger 
Gebrechen in einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in 
der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner 
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben oder 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger 
Gebrechen in einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in 
der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner 
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben zu erfül-
len. Das Vorliegen dieser Voraussetzung ist auf Grundlage 
eines vom Steuerpflichtigen beizubringenden medizinischen 
Gutachtens eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifi-
zierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt 
eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuer-
pflichtigen zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr voll-
endet und stellt seine Erwerbstätigkeit ein. Eine 
Erwerbstätigkeit liegt nicht vor, wenn der Ge-
samtumsatz aus den ausgeübten Tätigkeiten 22 
000 Euro und die gesamten Einkünfte aus den 
ausgeübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigen. 

 3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und 
stellt seine Erwerbstätigkeit ein. Eine Erwerbstätigkeit liegt 
nicht vor, wenn der Gesamtumsatz aus den ausgeübten Tätig-
keiten 22 000 Euro und die gesamten Einkünfte aus den aus-
geübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr nicht überstei-
gen. 

Wird das Gebäude (der Gebäudeteil) nach Betriebsaufgabe durch Wird das Gebäude (der Gebäudeteil) nach Betriebsaufgabe durch 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
den Steuerpflichtigen oder einen unentgeltlichen Rechtsnachfolger 
zur Erzielung von Einkünften verwendet, ist sein steuerlicher Wert-
ansatz um die unversteuerten stillen Reserven zu kürzen. Wird das 
Gebäude (der Gebäudeteil) innerhalb von fünf Jahren nach Aufgabe 
des Betriebes durch den Steuerpflichtigen oder einen unentgeltlichen 
Rechtsnachfolger veräußert, gilt die Veräußerung als rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung, das beim 
Steuerpflichtigen zur Erfassung der stillen Reserven höchstens im 
Umfang der Bemessungsgrundlage bei Betriebsaufgabe führt. Die zu 
erfassenden stillen Reserven sind als Aufgabegewinn zu versteuern. 
Wurde das Gebäude (der Gebäudeteil) vor der Veräußerung bereits 
zur Erzielung von Einkünften verwendet, ist der steuerliche Wertan-
satz um die versteuerten stillen Reserven wieder zu erhöhen. 

den Steuerpflichtigen oder einen unentgeltlichen Rechtsnachfolger 
zur Erzielung von Einkünften verwendet, ist sein steuerlicher Wert-
ansatz um die unversteuerten stillen Reserven zu kürzen. Wird das 
Gebäude (der Gebäudeteil) innerhalb von fünf Jahren nach Aufgabe 
des Betriebes durch den Steuerpflichtigen oder einen unentgeltlichen 
Rechtsnachfolger veräußert, gilt die Veräußerung als rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung, das beim 
Steuerpflichtigen zur Erfassung der stillen Reserven höchstens im 
Umfang der Bemessungsgrundlage bei Betriebsaufgabe führt. Die zu 
erfassenden stillen Reserven sind als Aufgabegewinn zu versteuern. 
Wurde das Gebäude (der Gebäudeteil) vor der Veräußerung bereits 
zur Erzielung von Einkünften verwendet, ist der steuerliche Wertan-
satz um die versteuerten stillen Reserven wieder zu erhöhen. 

(7) … (7) … 
§ 26. … § 26. … 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. a) Beitragsleistungen des Arbeitgebers für seine Arbeitneh-

mer an 
 – Pensionskassen im Sinne des Pensionskassengesetzes, 
 – ausländische Pensionskassen auf Grund einer ausländi-

schen gesetzlichen Verpflichtung oder an ausländische 
Einrichtungen im Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskas-
sengesetzes, 

 – Unterstützungskassen, die keinen Rechtsanspruch auf 
Leistungen gewähren, 

 – betriebliche Kollektivversicherungen im Sinne des 
§ 18f des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

 – Arbeitnehmerförderstiftungen (§ 4 Abs. 11 Z 1 lit. b), 
 – Belegschaftsbeteiligungsstiftung (§ 4 Abs. 11 Z 1 lit. c).

Keine Beiträge des Arbeitgebers, sondern solche des Ar-
beitnehmers liegen vor, wenn sie ganz oder teilweise an-
stelle des bisher gezahlten Arbeitslohns oder der Lohner-
höhungen, auf die jeweils ein Anspruch besteht, geleistet 
werden, ausgenommen eine lohngestaltende Vorschrift im 

 7. a) Beitragsleistungen des Arbeitgebers für seine Arbeitneh-
mer an 

 – Pensionskassen im Sinne des Pensionskassengesetzes, 
 – ausländische Pensionskassen auf Grund einer ausländi-

schen gesetzlichen Verpflichtung oder an ausländische 
Einrichtungen im Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskas-
sengesetzes, 

 – Unterstützungskassen, die keinen Rechtsanspruch auf 
Leistungen gewähren, 

 – betriebliche Kollektivversicherungen im Sinne des 
§ 18f des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

 – Arbeitnehmerförderstiftungen (§ 4 Abs. 11 Z 1 lit. b), 
 – Belegschaftsbeteiligungsstiftung (§ 4 Abs. 11 Z 1 lit. c). 

Keine Beiträge des Arbeitgebers, sondern solche des Ar-
beitnehmers liegen vor, wenn sie ganz oder teilweise an-
stelle des bisher gezahlten Arbeitslohns oder der Lohner-
höhungen, auf die jeweils ein Anspruch besteht, geleistet 
werden, ausgenommen eine lohngestaltende Vorschrift im 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Sinne des § 68 Abs. 5 Z 1 bis 6 sieht dies vor. Sinne des § 68 Abs. 5 Z 1 bis 6 sieht dies vor. 

 b) Beträge, die der Arbeitgeber als Kostenersatz für Pensions-
verpflichtungen eines früheren Arbeitgebers oder als Ver-
gütung gemäß § 14 Abs. 9 leistet. 

 b) Beträge, die der Arbeitgeber als Kostenersatz für Pensions-
verpflichtungen eines früheren Arbeitgebers oder als Ver-
gütung gemäß § 14 Abs. 9 leistet. 

 c) Beträge, die auf Grund des Betriebspensionsgesetzes oder 
vergleichbarer gesetzlicher Regelungen durch das Übertra-
gen von Anwartschaften oder Leistungsverpflichtungen an 
einen die Verpflichtung übernehmenden inländischen 
Rechtsnachfolger oder an ausländische Einrichtungen im 
Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes, geleistet 
werden, wenn der Rückkauf ausgeschlossen ist 

 c) Beträge, die auf Grund des Betriebspensionsgesetzes oder 
vergleichbarer gesetzlicher Regelungen durch das Übertra-
gen von Anwartschaften oder Leistungsverpflichtungen an 
einen die Verpflichtung übernehmenden inländischen 
Rechtsnachfolger oder an ausländische Einrichtungen im 
Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes, geleistet 
werden, wenn der Rückkauf ausgeschlossen ist und die 
Leistungen auf Grund des Betriebspensionsgesetzes oder 
vergleichbarer Regelungen Bezüge und Vorteile gemäß 
§ 25 darstellen. 

 d) Beiträge, die der Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer an 
eine MV-Kasse leistet, im Ausmaß von höchstens 1,53% 
des monatlichen Entgeltes im Sinne arbeitsrechtlicher Be-
stimmungen (§ 6 des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgege-
setzes – BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, oder gleichartige 
österreichische Rechtsvorschriften) bzw. von höchstens 
1,53% der Bemessungsgrundlage für entgeltfreie Zeiträu-
me (§ 7 BMVG oder gleichartige österreichische Rechts-
vorschriften), darauf entfallende zusätzliche Beiträge ge-
mäß § 6 Abs. 2a BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002 idF 
BGBl. I Nr. 36/2005, oder gleichartigen österreichischen 
Rechtsvorschriften, weiters Beiträge, die nach § 124b Z 66 
geleistet werden, sowie Beträge, die auf Grund des BMVG 
oder gleichartiger österreichischer Rechtsvorschriften 
durch das Übertragen von Anwartschaften an eine andere 
MV-Kasse oder als Überweisung der Abfertigung an ein 
Versicherungsunternehmen als Einmalprämie für eine Pen-
sionszusatzversicherung gemäß § 108b oder als Überwei-
sung der Abfertigung an ein Kreditinstitut zum ausschließ-
lichen Erwerb von Anteilen an einem prämienbegünstigten 
Pensionsinvestmentfonds gemäß § 108b oder als Überwei-
sung der Abfertigung an eine Pensionskasse geleistet wer-

 d) Beiträge, die der Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer an 
eine MV-Kasse leistet, im Ausmaß von höchstens 1,53% 
des monatlichen Entgeltes im Sinne arbeitsrechtlicher Be-
stimmungen (§ 6 des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgege-
setzes – BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002, oder gleichartige 
österreichische Rechtsvorschriften) bzw. von höchstens 
1,53% der Bemessungsgrundlage für entgeltfreie Zeiträu-
me (§ 7 BMVG oder gleichartige österreichische Rechts-
vorschriften), darauf entfallende zusätzliche Beiträge ge-
mäß § 6 Abs. 2a BMVG, BGBl. I Nr. 100/2002 idF 
BGBl. I Nr. 36/2005, oder gleichartigen österreichischen 
Rechtsvorschriften, weiters Beiträge, die nach § 124b Z 66 
geleistet werden, sowie Beträge, die auf Grund des BMVG 
oder gleichartiger österreichischer Rechtsvorschriften 
durch das Übertragen von Anwartschaften an eine andere 
MV-Kasse oder als Überweisung der Abfertigung an ein 
Versicherungsunternehmen als Einmalprämie für eine Pen-
sionszusatzversicherung gemäß § 108b oder als Überwei-
sung der Abfertigung an ein Kreditinstitut zum ausschließ-
lichen Erwerb von Anteilen an einem prämienbegünstigten 
Pensionsinvestmentfonds gemäß § 108b oder als Überwei-
sung der Abfertigung an eine Pensionskasse geleistet wer-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
den. den. 

 8. …  8. … 
Sanierungsgewinne 

§ 36. (1) Zu den Einkünften gehören Sanierungsgewinne, das 
sind Gewinne, die durch Vermehrungen des Betriebsvermögens in-
folge eines gänzlichen oder teilweisen Erlasses von Schulden zum 
Zwecke der Sanierung entstanden sind. 

Steuerfestsetzung bei Schulderlass im Rahmen eines Insolvenz-
verfahrens 

§ 36 (1) Sind im Einkommen eines Steuerpflichtigen aus einem 
Schulderlass resultierende Gewinne enthalten, hat die Steuerfestset-
zung in den Fällen des Abs. 2 nach Maßgabe des Abs. 3 zu erfolgen. 

(2) Sind im Einkommen Sanierungsgewinne enthalten, die durch 
Erfüllung der Ausgleichsquote nach Abschluss eines gerichtlichen 
Ausgleichs im Sinne der Ausgleichsordnung oder eines Zwangsaus-
gleiches (§§ 140ff Konkursordnung) entstanden sind, so gilt für die 
Berechnung der Steuer Folgendes: 
 1. Es ist die rechnerische Steuer sowohl einschließlich als auch 

ausschließlich der Sanierungsgewinne zu ermitteln. 
 2. Der Unterschiedsbetrag ist mit jenem Betrag anzusetzen, der 

sich aus der Anwendung des Prozentsatzes des Forderungs-
nachlasses (100% abzüglich Ausgleichsquote) ergibt. 

 3. Das Ergebnis ist von der nach Z 1 ermittelten Steuer ein-
schließlich der Sanierungsgewinne abzuziehen. 

(2) Aus dem Schulderlass resultierende Gewinne sind solche, die 
entstanden sind durch: 
 1. Erfüllung der Ausgleichsquote nach Abschluss eines gericht-

lichen Ausgleichs im Sinne der Ausgleichsordnung oder 
durch 

 2. Erfüllung eines Zwangsausgleiches (§§ 140ff der Konkurs-
ordnung) oder durch 

 3. Erfüllung eines Zahlungsplanes (§§ 193ff der Konkursord-
nung) oder durch Erteilung einer Restschuldbefreiung nach 
Durchführung eines Abschöpfungsverfahrens (§§ 199ff der 
Konkursordnung). 

 (3) Für die Steuerfestsetzung gilt: 
 1. Es ist die Steuer vom Einkommen sowohl einschließlich als 

auch ausschließlich der aus dem Schulderlass resultierenden 
Gewinne zu berechnen und daraus der Unterschiedsbetrag zu 
ermitteln. 

 2. Auf den nach Z 1 ermittelten Unterschiedsbetrag ist der dem 
Schulderlass entsprechende Prozentsatz (100 Prozent abzüg-
lich der Quote) anzuwenden. 

 3. Der nach Z 2 ermittelte Betrag ist von der Steuer abzuziehen, 
die sich aus dem Einkommen einschließlich der aus dem 
Schulderlass resultierenden Gewinne ergibt.“ 

§ 37. (1) bis (5) … § 37. (1) bis (5) … 
 1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine 

Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe veranlasst. 
 1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird dadurch eine 

Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe veranlasst. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger 

Gebrechen in einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in 
der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner 
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben oder 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

 2. Der Steuerpflichtige ist wegen körperlicher oder geistiger 
Gebrechen in einem Ausmaß erwerbsunfähig, dass er nicht in 
der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner 
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Aufgaben zu erfül-
len. Das Vorliegen dieser Voraussetzung ist auf Grundlage 
eines vom Steuerpflichtigen beigebrachten medizinischen 
Gutachtens eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifi-
zierten Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt 
eine medizinische Beurteilung durch den für den Steuer-
pflichtigen zuständigen Sozialversicherungsträger vor. 

 3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und 
stellt seine Erwerbstätigkeit ein. Eine Erwerbstätigkeit liegt 
nicht vor, wenn der Gesamtumsatz aus den ausgeübten Tätig-
keiten 22 000 Euro und die gesamten Einkünfte aus den aus-
geübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr nicht überstei-
gen. 

 3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr vollendet und 
stellt seine Erwerbstätigkeit ein. Eine Erwerbstätigkeit liegt 
nicht vor, wenn der Gesamtumsatz aus den ausgeübten Tätig-
keiten 22 000 Euro und die gesamten Einkünfte aus den aus-
geübten Tätigkeiten 730 Euro im Kalenderjahr nicht überstei-
gen. 

Für Veräußerungsgewinne steht der ermäßigte Steuersatz nur über 
Antrag und nur dann zu, wenn seit der Eröffnung oder dem letzten 
entgeltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre verstrichen sind. 

Für Veräußerungsgewinne steht der ermäßigte Steuersatz nur über 
Antrag und nur dann zu, wenn seit der Eröffnung oder dem letzten 
entgeltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre verstrichen sind. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 
§ 69. (1) bis (5) … § 69. (1) bis (5) … 
(6) Bei Auszahlung von Insolvenz-Ausfallgeld durch den Insol-

venz-Ausfallgeld-Fonds hat die auszahlende Stelle zur Berücksichti-
gung der Bezüge im Veranlagungsverfahren bis zum 31. Jänner des 
folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen und 
an das Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln. In diesem Lohn-
zettel ist die bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages gemäß § 67 
Abs. 8 lit. g berechnete Lohnsteuer, soweit sie nicht auf Bezüge im 
Sinne des § 67 Abs. 3, 6 oder 8 lit. e oder f entfällt, als anrechenbare 
Lohnsteuer auszuweisen. 

(6) Die auszahlende Stelle hat in folgenden Fällen zur Berück-
sichtigung der Bezüge im Veranlagungsverfahren bis zum 31. Jänner 
des folgenden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) auszustellen 
und an das Finanzamt der Betriebsstätte zu übermitteln: 
 1. Bei Auszahlung von Insolvenz-Ausfallgeld durch den Insol-

venz-Ausfallgeld-Fonds sowie 
 2. bei quotaler Auszahlung zur Erfüllung von Dienstnehmerfor-

derungen, die nicht auf den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds ü-
bergegangen sind, durch den Masseverwalter. Die Ausstel-
lung eines Lohnzettels hat in diesem Fall zu unterbleiben, 
wenn die Bezüge 100 Euro nicht übersteigen. In diesem 
Lohnzettel ist die bei der Ermittlung des Auszahlungsbetrages 
gemäß § 67 Abs. 8 lit. g berechnete Lohnsteuer, soweit sie 
nicht auf Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 3, 6 oder 8 lit. e o-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
der f entfällt, als anrechenbare Lohnsteuer auszuweisen. 

§ 84. (1) … § 84. (1) … 
 1. Der Arbeitgeber hat dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) 

oder dem sachlich und örtlich zuständigen Krankenversiche-
rungsträger (§ 23 Abs. 1 ASVG) ohne besondere Aufforde-
rung die Lohnzettel aller im Kalenderjahr beschäftigten Ar-
beitnehmer zu übermitteln. Bei Auszahlung einer pflegebe-
dingten Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage), von Wochengeld und vergleichbaren 
Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie dem 
Grunde und der Höhe nach gleichartigen Zuwendungen aus 
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern 
der selbständig Erwerbstätigen ist ein Lohnzettel von der aus-
zahlenden Stelle auszustellen. 

 1. Der Arbeitgeber hat dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) 
oder dem sachlich und örtlich zuständigen Krankenversiche-
rungsträger (§ 23 Abs. 1 ASVG) ohne besondere Aufforde-
rung die Lohnzettel aller im Kalenderjahr beschäftigten Ar-
beitnehmer zu übermitteln. Bei Auszahlung einer pflegebe-
dingten Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld 
oder Blindenzulage), von Wochengeld und vergleichbaren 
Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie dem 
Grunde und der Höhe nach gleichartigen Zuwendungen aus 
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der Kammern 
der selbständig Erwerbstätigen ist ein Lohnzettel von der aus-
zahlenden Stelle auszustellen. 

 2. Der Lohnzettel hat alle im amtlichen Formular vorgesehenen 
für die Erhebung von Abgaben maßgeblichen Daten und die 
Summe der allgemeinen Beitragsgrundlagen sowie der Son-
derzahlungen zu enthalten (§ 34 Abs. 2 ASVG). Die Über-
mittlung der Lohnzettel hat elektronisch bis Ende Februar des 
folgenden Kalenderjahres zu erfolgen. Ist dem Arbeitgeber 
bzw. der auszahlenden Stelle die elektronische Übermittlung 
der Lohnzettel mangels technischer Voraussetzungen unzu-
mutbar, hat die Übermittlung der Lohnzettel auf dem amtli-
chen Vordruck bis Ende Jänner des folgenden Kalenderjahres 
zu erfolgen. 

 2. Der Lohnzettel hat alle im amtlichen Formular vorgesehenen 
für die Erhebung von Abgaben maßgeblichen Daten und die 
Summe der allgemeinen Beitragsgrundlagen sowie der Son-
derzahlungen zu enthalten (§ 34 Abs. 2 ASVG). Die Über-
mittlung der Lohnzettel hat elektronisch bis Ende Februar des 
folgenden Kalenderjahres zu erfolgen. Ist dem Arbeitgeber 
bzw. der auszahlenden Stelle die elektronische Übermittlung 
der Lohnzettel mangels technischer Voraussetzungen unzu-
mutbar, hat die Übermittlung der Lohnzettel auf dem amtli-
chen Vordruck bis Ende Jänner des folgenden Kalenderjahres 
zu erfolgen. 

 3. Abweichend vom Übermittlungsstichtag gemäß Z 2 ist ein 
Lohnzettel bei Eintritt folgender Ereignisse bis Ende des Fol-
gemonats zu übermitteln: 

 a) bei Beendigung des Dienstverhältnisses, 
 b) bei Eröffnung eines Konkurses über das Vermögen des 

Arbeitgebers. In diesem Fall ist ein Lohnzettel bis zum Tag 
der Konkurseröffnung, im Falle eines Anschlusskonkurses 
bis zum Tag der Ausgleichseröffnung auszustellen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 

 3. a) Abweichend vom Übermittlungsstichtag gemäß Z 2 ist ein 
Lohnzettel bei Beendigung des Dienstverhältnisses bis En-
de des Folgemonats zu übermitteln. 

 b) Abweichend vom Übermittlungsstichtag gemäß Z 2 ist ein 
Lohnzettel bei Eröffnung eines Konkurses über das Ver-
mögen des Arbeitgebers bis Ende des zweitfolgenden Mo-
nats zu übermitteln. In diesem Fall ist ein Lohnzettel bis 
zum Tag der Konkurseröffnung, im Falle eines Anschluss-
konkurses bis zum Tag der Ausgleichseröffnung auszustel-
len. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
durch Verordnung für diesen Lohnzettel zusätzliche Daten, 
die für die Ermittlung der Ansprüche nach dem Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetz erforderlich sind, festzulegen. Der 
Lohnzettel ist vom Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) oder 
dem sachlich und örtlich zuständigen Krankenversiche-
rungsträger (§ 23 Abs. 1 ASVG) den Geschäftsstellen der 
IAF-Service GmbH gemäß § 5 Abs. 1 des Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 324/1977, elektro-
nisch zur Verfügung zu stellen. 

Arbeit durch Verordnung für diesen Lohnzettel zusätzliche 
Daten, die für die Ermittlung der Ansprüche nach dem In-
solvenz-Entgeltsicherungsgesetz erforderlich sind, festzu-
legen. Der Lohnzettel ist vom Finanzamt der Betriebsstätte 
(§ 81) oder dem sachlich und örtlich zuständigen Kranken-
versicherungsträger (§ 23 Abs. 1 ASVG) den Geschäfts-
stellen der IAF-Service GmbH gemäß § 5 Abs. 1 des Insol-
venz-Entgeltsicherungsgesetzes elektronisch zur Verfü-
gung zu stellen. 

 4. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt 
und das Verfahren der elektronischen Lohnzettelübermittlung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Si-
cherheit, Generationen und Konsumentenschutz mit Verord-
nung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen wer-
den, dass sich der Arbeitgeber einer bestimmten geeigneten 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungs-
stelle zu bedienen hat. 

 4. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt 
und das Verfahren der elektronischen Lohnzettelübermittlung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Si-
cherheit, Generationen und Konsumentenschutz mit Verord-
nung festzulegen. In der Verordnung kann vorgesehen wer-
den, dass sich der Arbeitgeber einer bestimmten geeigneten 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermittlungs-
stelle zu bedienen hat. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 94. … § 94. … 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 6. Bei folgenden Einkünften beschränkt Körperschaftsteuer-

pflichtiger im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2 und 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988: 

 a) Beteiligungserträge im Sinne des § 10 des Körperschafts-
teuergesetzes 1988, 

 b) Einkünfte innerhalb eines Beteiligungsfonds (§ 1 des Betei-
ligungsfondsgesetzes), 

 c) Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 3 und des § 93 
Abs. 3, die 

 – innerhalb einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft 
einer befreiten Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse

 – einer befreiten Unterstützungskasse 
 – einer befreiten Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4 

des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder 

 6. Bei folgenden Einkünften beschränkt Körperschaftsteuer-
pflichtiger im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2 und 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988: 

 a) Beteiligungserträge im Sinne des § 10 des Körperschafts-
teuergesetzes 1988, 

 b) Einkünfte innerhalb eines Beteiligungsfonds (§ 1 des Betei-
ligungsfondsgesetzes), 

 c) Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 3 und des § 93 
Abs. 3, die 

 – innerhalb einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft 
einer befreiten Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse 

 – einer befreiten Unterstützungskasse 
 – einer befreiten Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4 

des Körperschaftsteuergesetzes 1988, 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes nachweis-
lich zuzurechnen sind, 

 d) Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft im 
Rahmen des § 5 Z 14 des Körperschaftsteuergesetzes 1988.

 e) Kapitalerträge auf Grund von Zuwendungen im Sinne des 
§ 93 Abs. 2 Z 1 lit. d, wenn die Einkünfte gemäß § 3 befreit 
sind oder der Empfänger unter § 4 Abs. 4 Z 5 oder 6 fällt. 

 f. Einkünfte aus Substanzgewinnen, die im Sinne des § 40 
Abs. 1 des Investmentfondsgesetzes 1993 Einkünfte gemäß 
§ 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 darstellen. 

 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinirchtung 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder 

 – einer von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten 
Körperschaft im Rahmen eines ebenfalls steuerbefreiten 
Betriebes (§ 45 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung) 

 d) Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft im 
Rahmen des § 5 Z 14 des Körperschaftsteuergesetzes 1988. 

 e) Kapitalerträge auf Grund von Zuwendungen im Sinne des 
§ 93 Abs. 2 Z 1 lit. d, wenn die Einkünfte gemäß § 3 befreit 
sind oder der Empfänger unter § 4 Abs. 4 Z 5 oder 6 fällt. 

 f. Einkünfte aus Substanzgewinnen, die im Sinne des § 40 
Abs. 1 des Investmentfondsgesetzes 1993 Einkünfte gemäß 
§ 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 darstellen. 

 7. bis 9. …  7. bis 9. … 
 10. Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e, des 

§ 93 Abs. 2 Z 3 und des 93 Abs. 3, die 
 – einem Kapitalanlagefonds im Sinne des Investment-

fondsgesetzes 1993, 
 – einer nicht unter § 5 Z 6 des Körperschaftsteuergesetzes 

1998 fallenden Privatstiftung oder 
 – einem Immobilienfonds im Sinne des Immobilien-

Investmentfondsgesetzes zugehen. 

 10. Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. e, des 
§ 93 Abs. 2 Z 3 und des 93 Abs. 3, die 

 – einem Kapitalanlagefonds im Sinne des Investment-
fondsgesetzes 1993, 

 – einem Immobilienfonds im Sinne des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes zugehen. 

  11. Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 1 lit. a, b, c 
und e, des § 93 Abs. 2 Z 3, des § 93 Abs. 3 und des § 93 
Abs. 4 Z 1, 2 und 4, die einer nicht unter § 5 Z 6 oder nicht 
unter § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallen-
de Privatstiftung zugehen. 

§ 95. (1) bis (3) … § 95. (1) bis (3) … 
(4) Der zum Abzug Verpflichtete hat die Kapitalertragsteuer im 

Zeitpunkt des Zufließens der Kapitalerträge abzuziehen. Die Kapi-
talerträge gelten für Zwecke der Einbehaltung der Kapitalertragsteu-
er als zugeflossen: 

(4) Der zum Abzug Verpflichtete hat die Kapitalertragsteuer im 
Zeitpunkt des Zufließens der Kapitalerträge abzuziehen. Die Kapi-
talerträge gelten für Zwecke der Einbehaltung der Kapitalertragsteu-
er als zugeflossen: 

 1. Bei Kapitalerträgen, deren Ausschüttung von einer Körper-
schaft beschlossen wird, an jenem Tag, der im Beschluß als 

 1. Bei Kapitalerträgen, deren Ausschüttung von einer Körper-
schaft oder deren Zuwendung durch eine nicht unter § 5 Z 6 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Tag der Auszahlung bestimmt ist. Wird im Beschluß kein 
Tag der Auszahlung bestimmt, so gilt der Tag nach der 
Beschlußfassung als Zeitpunkt des Zufließens. 

des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallenden Privatstiftung 
beschlossen wird, an jenem Tag, der im Beschluss als Tag der 
Auszahlung bestimmt ist. Wird im Beschluß kein Tag der 
Auszahlung bestimmt, so gilt der Tag nach der Beschlußfas-
sung als Zeitpunkt des Zufließens. 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 
(5) und (6) … (5) und (6) … 
§ 96. (1) … § 96. (1) … 
(2) Die Kapitalertragsteuer ist an das Finanzamt des zum Abzug 

Verpflichteten (§ 59 der Bundesabgabenordnung) abzuführen. Ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zum Abzug verpflichtet, 
obliegt die Erhebung dem Finanzamt Wien 23 für in den Bundeslän-
dern Wien, Niederösterreich und Burgenland gelegene Zahlstellen 
sowie den Finanzämtern Linz, Salzburg Stadt, Graz Stadt, Klagen-
furt, Innsbruck und Feldkirch für in den jeweiligen Bundesländern 
gelegene Zahlstellen. 

(2) Die Kapitalertragsteuer ist an das Finanzamt des zum Abzug 
Verpflichteten (§ 59 der Bundesabgabenordnung) abzuführen. Ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zum Abzug verpflichtet, 
obliegt die Erhebung dem Finanzamt Wien 1/23 für in den Bundes-
ländern Wien, Niederösterreich und Burgenland gelegene Zahlstel-
len sowie den Finanzämtern Linz, Salzburg Stadt, Graz Stadt, Kla-
genfurt, Innsbruck und Feldkirch für in den jeweiligen Bundeslän-
dern gelegene Zahlstellen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 98. (1) … § 98. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23), für den 
 – im Inland eine Betriebsstätte unterhalten wird oder 
 – im Inland ein ständiger Vertreter bestellt ist. 

Einkünfte 
 – aus kaufmännischer oder technischer Beratung im Inland, 
 – aus der Gestellung von Arbeitskräften zur inländischen 

Arbeitsausübung und 
 – aus der gewerblichen Tätigkeit als Sportler, Artist oder als 

Mitwirkender an Unterhaltungsdarbietungen im Inland 
sind jedoch auch dann steuerpflichtig, wenn keine inländische 
Betriebsstätte unterhalten wird und kein ständiger Vertreter 
im Inland bestellt ist. 

 3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23), 
 – für den im Inland eine Betriebsstätte unterhalten wird oder 
 – für den im Inland ein ständiger Vertreter bestellt ist oder 
 – bei dem im Inland unbewegliches Vermögen vorliegt. 

Einkünfte 
 – aus kaufmännischer oder technischer Beratung im Inland, 
 – aus der Gestellung von Arbeitskräften zur inländischen 

Arbeitsausübung und 
 – aus der gewerblichen Tätigkeit als Sportler, Artist oder als 

Mitwirkender an Unterhaltungsdarbietungen im Inland 
sind jedoch auch dann steuerpflichtig, wenn keine inländische 
Betriebsstätte unterhalten wird und kein ständiger Vertreter 
im Inland bestellt ist. 

 4. bis 8. …  4. bis 8. … 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
(2) … (2) … 
§ 100. (1) bis (3) … § 100. (1) bis (3) … 
(4) … (4) … 

 1. …  1. … 
 2. bei Einkünften im Sinne des § 99 Abs. 1 Z 2 am Tag nach 

Aufstellung des Jahresabschlusses, in dem der Gewinnanteil 
ermittelt wird. 

 2. bei Einkünften im Sinne des § 99 Abs. 1 Z 2 am Tag nach 
Aufstellung des Jahresabschlusses, in dem der Gewinnanteil 
ermittelt wird, 

 3. …  3. … 
§ 108c. (1) und (2) … § 108c. (1) und (2) … 
(3) Die Prämien können nur in einer Beilage zur Einkommens-

teuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung (§ 188 BAO) 
des betreffenden Jahres geltend gemacht werden. Sie können über-
dies in einer bis zum Eintritt der Rechtskraft des Einkommensteuer-, 
Körperschaftsteuer- oder Feststellungsbescheides nachgereichten 
Beilage geltend gemacht werden. 

(3) Die Prämien können nur in einer Beilage zur Einkommen-, 
Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung (§ 188 der Bundes-
abgabenordnung) des betreffenden Jahres gemeinsam mit dieser gel-
tend gemacht werden. Sie können überdies in einer bis zum Eintritt 
der Rechtskraft des Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder 
Feststellungsbescheides nachgereichten Beilage geltend gemacht 
werden. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
§ 108f. (1) bis (3) … § 108f. (1) bis (3) … 
(4) Die Prämie kann nur in einer Beilage zur Einkommensteuer-, 

Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung (§ 188 BAO) des 
betreffenden Jahres geltend gemacht werden. Sie kann überdies in 
einer bis zum Eintritt der Rechtskraft des Einkommensteuer-, Kör-
perschaftsteuer- oder Feststellungsbescheides nachgereichten Beila-
ge geltend gemacht werden. Die sich aus dem Verzeichnis ergeben-
de Prämie ist auf dem Abgabenkonto gutzuschreiben, es sei denn, es 
ist ein Bescheid gemäß § 201 BAO zu erlassen. Die Gutschrift wirkt 
auf den Tag der Einreichung des Verzeichnisses zurück. Die Prämie 
gilt als Abgabe vom Einkommen im Sinne der Bundesabgabenord-
nung und des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes. Auf die 
Gutschrift sind jene Bestimmungen der Bundesabgabenordnung an-
zuwenden, die für wiederkehrend zu erhebende, selbst zu berech-
nende Abgaben gelten. Die Prämie ist zu Lasten des Aufkommens 
an veranlagter Einkommensteuer zu berücksichtigen. 

(4) Die Prämien können nur in einer Beilage zur Einkommen-, 
Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung (§ 188 der Bundes-
abgabenordnung) des betreffenden Jahres gemeinsam mit dieser gel-
tend gemacht werden. Sie kann überdies in einer bis zum Eintritt der 
Rechtskraft des Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Fest-
stellungsbescheides nachgereichten Beilage geltend gemacht wer-
den. Die sich aus dem Verzeichnis ergebende Prämie ist auf dem 
Abgabenkonto gutzuschreiben, es sei denn, es ist ein Bescheid ge-
mäß § 201 BAO zu erlassen. Die Gutschrift wirkt auf den Tag der 
Einreichung des Verzeichnisses zurück. Die Prämie gilt als Abgabe 
vom Einkommen im Sinne der Bundesabgabenordnung und des Ab-
gabenverwaltungsorganisationsgesetzes. Auf die Gutschrift sind jene 
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung anzuwenden, die für 
wiederkehrend zu erhebende, selbst zu berechnende Abgaben gelten. 
Die Prämie ist zu Lasten des Aufkommens an veranlagter Einkom-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
mensteuer zu berücksichtigen. 

Artikel 2 (Änderung des EU-Quellensteuergesetzes) 
§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 
(3) Keine Erträge im Sinne von Abs. 1 Z 3 und 4 liegen vor, 

wenn sie von im Bundesgebiet niedergelassenen Unternehmen oder 
Einrichtungen stammen, sofern diese höchstens 15% ihres Vermö-
gens in Forderungen im Sinne von Abs. 1 Z 1 angelegt haben. 

(3) Keine Erträge im Sinne von Abs. 1 Z 3 und 4 liegen vor, 
wenn sie von im Bundesgebiet niedergelassenen Unternehmen oder 
Einrichtungen stammen, sofern diese direkt oder indirekt höchstens 
15% ihres Vermögens in Forderungen im Sinne von Abs. 1 Z 1 an-
gelegt haben. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 9. (1) Die EU-Quellensteuer ist bis 31. Mai jeden Jahres an das 

gemäß § 96 Abs. 2 EStG 1988 zuständige Finanzamt abzuführen. 
Mit der Abfuhr hat die Zahlstelle eine elektronische Erklärung zu 
übermitteln, in der die EU-Quellensteuer entsprechend den Mitglied-
staaten, in denen die wirtschaftlichen Eigentümer (Steuerschuldner) 
entsprechend der Identitäts- und Wohnsitzprüfung gemäß § 3 als 
ansässig gelten, aufzugliedern ist. 

§ 9. (1) Die Zahlstelle hat die EU-Quellensteuer bis 31. Mai je-
den Jahres an das gemäß § 96 Abs. 2 EStG 1988 zuständige Finanz-
amt abzuführen und elektronisch eine Erklärung nach der FinanzOn-
line-Verordnung 2002 im Verfahren FinanzOnline zu übermitteln, in 
der die EU-Quellensteuer entsprechend den Mitgliedstaaten, in de-
nen die wirtschaftlichen Eigentümer (Steuerschuldner) entsprechend 
der Identitäts- und Wohnsitzprüfung gemäß § 3 als ansässig gelten, 
aufzugliedern ist. 

(2) … (2) … 

Artikel 3 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
§ 2. (1) und (2) … § 2. (1) und (2) … 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Die entgeltliche Überlassung von Finanzmitteln, aus der Ein-

künfte im Sinne des § 27 Abs. 1 Z 3 bis 5 des Einkommens-
teuergesetzes 1988 bezogen werden, 

 – an Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des öf-
fentlichen Rechtes, oder 

 – an Gesellschaften, an denen eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechtes unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 
10% beteiligt ist. Liegen mehrere Beteiligungen vor, sind 
diese für die Ermittlung des Beteiligungsausmaßes zusam-
men zu rechnen. Dies gilt auch dann, wenn die entgeltliche 

 4. Die entgeltliche Überlassung von Finanzmitteln, die nicht 
unter § 21 Abs. 2 fallen, aus der aber Einkünfte im Sinne des 
§ 27 Abs. 1 Z 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 be-
zogen werden, 

 – an Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des öf-
fentlichen Rechtes, oder 

 – an Gesellschaften, an denen eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechtes unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 
10% beteiligt ist. Liegen mehrere Beteiligungen vor, sind 
diese für die Ermittlung des Beteiligungsausmaßes zusam-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Überlassung von Finanzmitteln mittelbar beispielsweise 
über einen Treuhänder oder eine Gesellschaft erfolgt. 

Dies gilt nicht für 
 – die zweckgewidmete Überlassung von Finanzmitteln, wenn 

deren zweckgewidmete Verwendung nachgewiesen ist und 
wenn die Finanzmittel nicht für den Erwerb von Kapitalan-
teilen von mindestens einem Prozent im Sinne des § 10 
verwendet werden, oder 

 – die Überlassung von Finanzmitteln an nach § 5 Z 6 oder 
Z 10 befreite Körperschaften für deren begünstigte Zwe-
cke. 

men zu rechnen. Dies gilt auch dann, wenn die entgeltliche 
Überlassung von Finanzmitteln mittelbar beispielsweise 
über einen Treuhänder oder eine Gesellschaft erfolgt. 

Dies gilt nicht für 
 – die zweckgewidmete Überlassung von Finanzmitteln, wenn 

deren zweckgewidmete Verwendung nachgewiesen ist und 
wenn die Finanzmittel nicht für den Erwerb von Kapitalan-
teilen von mindestens einem Prozent im Sinne des § 10 
verwendet werden, oder 

 – die Überlassung von Finanzmitteln an nach § 5 Z 6 oder 
Z 10 befreite Körperschaften für deren begünstigte Zwe-
cke. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) … 
(3) Gruppenträger können sein 

 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsge-

nossenschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Ge-

genseitigkeit im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des 

Bankwesengesetzes, 
 – beschränkt steuerpflichtige 
 – in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der 

jeweils geltenden Fassung genannte Gesellschaften und 
 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die 

den Ort der Geschäftsleitung und den Sitz in einem Mitglied-
staat des Europäischen Wirtschaftsraumes haben, wenn sie 
mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen 
sind und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 2) 
der Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

 – Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft, Betei-
ligungssyndikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), 
wenn sie ausschließlich aus den in den Vorpunkten genannten 

(3) Gruppenträger können sein 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Ge-

genseitigkeit im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des 

Bankwesengesetzes, 
 – beschränkt steuerpflichtige 
 – in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der 

jeweils geltenden Fassung genannten, den von den Teilstri-
chen 1 bis 4 umfassten inländischen Rechtsformen vergleich-
baren Gesellschaften und 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die 
den Ort der Geschäftsleitung und den Sitz in einem Mitglied-
staat des Europäischen Wirtschaftsraumes haben, wenn sie 
mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen 
sind und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 2) 
der Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

 – Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft, Betei-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Steuerpflichtigen gebildet werden, nach Maßgabe des Abs. 4. 
Als Beteiligungsgemeinschaft gelten jedenfalls Personen, die 
die Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des Art. 3 
der Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der 
jeweils geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemein-
samen Kontrolle mitwirken. Ein Mitbeteiligter einer Beteili-
gungsgemeinschaft kann gleichzeitig Gruppenträger oder 
Gruppenmitglied einer anderen Unternehmensgruppe sein. 

Ist eine Körperschaft in mehreren Staaten unbeschränkt steuerpflich-
tig, kann sie nur dann Gruppenträger sein, wenn sie im Inland mit 
einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen ist und die 
Beteiligung an Gruppenmitgliedern der Zweigniederlassung zuzu-
rechnen ist. 

ligungssyndikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), 
wenn sie ausschließlich aus den in den Vorpunkten genannten 
Steuerpflichtigen gebildet werden, nach Maßgabe des Abs. 4. 
Als Beteiligungsgemeinschaft gelten jedenfalls Personen, die 
die Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des Art. 3 
der Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der 
jeweils geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemein-
samen Kontrolle mitwirken. Ein Mitbeteiligter einer Beteili-
gungsgemeinschaft kann gleichzeitig Gruppenträger oder 
Gruppenmitglied einer anderen Unternehmensgruppe sein. 

Ist eine Körperschaft in mehreren Staaten unbeschränkt steuerpflich-
tig, kann sie nur dann Gruppenträger sein, wenn sie im Inland mit 
einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen ist und die 
Beteiligung an Gruppenmitgliedern der Zweigniederlassung zuzu-
rechnen ist. 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 
§ 10. (1) Von der Körperschaftsteuer sind Beteiligungserträge 

befreit. Beteilungserträge sind: 
§ 10. (1) Von der Körperschaftsteuer sind Beteiligungserträge 

befreit. Beteiligungserträge sind: 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
  5. Entsteht eine internationale Schachtelbeteiligung durch die 

Sitzverlegung der Körperschaft, an der die Beteiligung be-
steht, in das Ausland, erstreckt sich die Steuerneutralität nicht 
auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert und dem 
höheren Teilwert im Zeitpunkt der Sitzverlegung. Geht eine 
internationale Schachtelbeteiligung, soweit für sie keine Op-
tion zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, 
durch die Sitzverlegung der Körperschaft, an der die Beteili-
gung besteht, in das Inland unter, gilt der höhere Teilwert im 
Zeitpunkt der Sitzverlegung als Buchwert. 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Geld- und Sachzuwendungen nach § 20 Abs. 1 Z 5 des Ein-  4. Geld- und Sachzuwendungen nach § 20 Abs. 1 Z 5 des Ein-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
kommensteuergesetzes 1988. kommensteuergesetzes 1988 sowie Verbandsgeldbußen nach 

dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz. 
 5. bis 7. …  5. bis 7. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 13. (1) bis (3) … § 13. (1) bis (3) … 

 1. In- und ausländische Kapitalerträge aus 
 – Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei Kreditinstitu-

ten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), 
 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 

des Einkommensteuergesetzes 1988, wenn sie bei ihrer 
Begebung sowohl in rechtlicher als auch in tatsächlicher 
Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten 
werden, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 4 und 
5 des Einkommensteuergesetzes 1988, einschließlich der 
aus Zinsen oder Substanzgewinnen bestehenden gemäß 
§ 40 Abs. 1 Z 1 des Investmentfondsgesetzes als ausge-
schüttet geltenden Beträge, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 einschließlich der § 40 
Abs. 2 Z 1 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes als 
ausgeschüttet geltenden Beträge, wenn diese Forderungs-
wertpapiere sowohl in rechtlicher Hinsicht als auch in tat-
sächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis an-
geboten werden, jedenfalls aber soweit sie aus Kapitaler-
trägen gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 und § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 
jeweils des Einkommensteuergesetzes 1988 bestehen, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, mit Ausnahme von 
durchgeleiteten Einkünften im Sinne des § 10 und von 
durchgeleiteten Erträgen nicht öffentlich angebotener Im-
mobilienfonds im Sinne des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 97 Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988, 

 1. In- und ausländische Kapitalerträge aus 
 – Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei Kreditinstitu-

ten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), 
 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 

des Einkommensteuergesetzes 1988, wenn sie bei ihrer 
Begebung sowohl in rechtlicher als auch in tatsächlicher 
Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis angeboten 
werden, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 4 und 
5 des Einkommensteuergesetzes 1988, einschließlich der 
aus Zinsen oder Substanzgewinnen bestehenden gemäß 
§ 40 Abs. 1 Z 1 des Investmentfondsgesetzes als ausge-
schüttet geltenden Beträge, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 einschließlich der § 40 
Abs. 2 Z 1 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes als 
ausgeschüttet geltenden Beträge, wenn diese Forderungs-
wertpapiere sowohl in rechtlicher Hinsicht als auch in tat-
sächlicher Hinsicht einem unbestimmten Personenkreis an-
geboten werden, jedenfalls aber soweit sie aus Kapitaler-
trägen gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 und § 93 Abs. 3 Z 1 bis 3 
jeweils des Einkommensteuergesetzes 1988 bestehen, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 93 Abs. 3 Z 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, mit Ausnahme von 
durchgeleiteten Einkünften im Sinne des § 10 und von 
durchgeleiteten Erträgen nicht öffentlich angebotener Im-
mobilienfonds im Sinne des Immobilien-
Investmentfondsgesetzes, 

 – Forderungswertpapieren im Sinne des § 97 Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes 1988, 
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soweit diese zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sin-
ne des § 27 des Einkommensteuergesetzes 1988 gehören, o-
der Substanzgewinne im Sinne des § 40 Abs. 1 des Invest-
mentfondsgesetzes 1993 vorliegen, die als Einkünfte gemäß 
§ 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 gelten. Diese Kapi-
talerträge sind ohne jeden Abzug anzusetzen. 

 – Kapitalerträgen im Sinne des § 93 Abs. 4 Z 1, 2 und 4 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, 

soweit diese zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sin-
ne des § 27 des Einkommensteuergesetzes 1988 gehören, o-
der Substanzgewinne im Sinne des § 40 Abs. 1 des Invest-
mentfondsgesetzes 1993 vorliegen, die als Einkünfte gemäß 
§ 30 des Einkommensteuergesetzes 1988 gelten. Diese Kapi-
talerträge sind ohne jeden Abzug anzusetzen. 

 2. …  2. … 
(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 19. (1) und (2) … § 19. (1) und (2) … 
(3) Der Besteuerungszeitraum darf drei Jahre nicht übersteigen. 

Das Finanzamt kann diesen Zeitraum in berücksichtigungswürdigen 
Fällen auf Antrag verlängern. 

(3) Der Besteuerungszeitraum darf drei Jahre, in den Fällen der 
Abwicklung im Insolvenzverfahren fünf Jahre nicht übersteigen. Das 
Finanzamt kann diesen Zeitraum in berücksichtigungswürdigen Fäl-
len auf Antrag verlängern. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
§ 21. (1) … § 21. (1) … 

 1. und 2.  1. und 2. 
 a) …  a) … 
 b) Besteht hinsichtlich der Betriebsstätte nach handelsrechtli-

chen Vorschriften eine Verpflichtung zur Buchführung, 
sind alle Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu behan-
deln. Der Gewinn ist nach § 5 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 zu ermitteln. 

 b) Besteht bei nicht unter Z 3 fallenden Steuerpflichtigen hin-
sichtlich der Betriebsstätte nach handelsrechtlichen Vor-
schriften eine Verpflichtung zur Buchführung, sind alle 
Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu behandeln. Der 
Gewinn ist nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu 
ermitteln. 

  3. Bei beschränkt Steuerpflichtigen, die inländischen unter § 7 
Abs. 3 fallenden Körperschaften vergleichbar sind, ist § 7 
Abs. 3 auf Betriebsstätten und unbewegliches Vermögen an-
zuwenden. 

(2) Bei beschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2 
und 3 erstreckt sich die Steuerpflicht auf Einkünfte, bei denen die 
Steuer durch Steuerabzug erhoben wird. Die gilt nicht 

(2) Bei beschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 3 Z 2 
und 3 erstreckt sich die Steuerpflicht auf Einkünfte, bei denen die 
Steuer durch Steuerabzug erhoben wird. Dies gilt nicht 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
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 3. für Kapitalerträge aus Geldeinlagen und sonstigen Forderun-

gen bei Kreditinstituten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommens-
teuergesetzes 1988) sowie aus Forderungswertpapieren (§ 93 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), die 

 – innerhalb einer Veranlagungs- oder Risikogemeinschaft 
einer Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse (§ 6 Abs. 1 
und 5), 

 – einer Unterstützungskasse (§ 6 Abs. 2), 
 – einer Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4, 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts oder 
 – den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 27 des Einkom-

mensteuergesetzes 1988) einer nicht unter § 5 Z 6 fallenden 
Privatstiftung 

nachweislich zuzurechnen sind, 

 3. für Kapitalerträge aus Geldeinlagen und sonstigen Forderun-
gen bei Kreditinstituten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommens-
teuergesetzes 1988) sowie aus Forderungswertpapieren (§ 93 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988), die 

 – innerhalb einer Veranlagungs- oder Risikogemeinschaft 
einer Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse (§ 6 Abs. 1 
und 5), 

 – einer Unterstützungskasse (§ 6 Abs. 2), 
 – einer Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4, 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
 – den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 27 des Einkom-

mensteuergesetzes 1988) einer nicht unter § 5 Z 6 fallenden 
Privatstiftung oder 

 – einem von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten 
Steuerpflichtigen im Rahmen eines ebenfalls steuerbefrei-
ten Betriebes (§ 45 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung) 

nachweislich zuzurechnen sind, 
 4. bis 6. …  4. bis 6. … 

(3) … (3) … 
§ 24. (1) bis (3) … § 24. (1) bis (3) … 

 1. Es sind die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1988 
über die Veranlagung und Entrichtung der Körperschaftsteuer 
sinngemäß anzuwenden. Die Körperschaftsteuererklärung für 
unter § 7 Abs. 3 fallende unbeschränkt Steuerpflichtige und 
für unter § 7 Abs. 3 fallende Privatstiftungen ist elektronisch 
zu übermitteln. Ist dem Steuerpflichtigen die elektronische 
Übermittlung der Steuererklärung mangels technischer Vor-
aussetzungen unzumutbar, hat die Übermittlung der Steuerer-
klärung unter Verwendung des amtlichen Vordrucks zu erfol-
gen. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den 
Inhalt und das Verfahren der elektronischen Übermittlung der 
Steuererklärung mit Verordnung festzulegen. In der Verord-
nung kann vorgesehen werden, dass sich der Steuerpflichtige 

 1. Es sind die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 1988 
über die Veranlagung und Entrichtung der Körperschaftsteuer 
sinngemäß anzuwenden.Die Körperschaftsteuererklärung für 
unbeschränkt Steuerpflichtige ist elektronisch zu übermitteln. 
Ist dem Steuerpflichtigen die elektronische Übermittlung der 
Steuererklärung mangels technischer Voraussetzungen un-
zumutbar, hat die Übermittlung der Steuererklärung unter 
Verwendung des amtlichen Vordrucks zu erfolgen. Der Bun-
desminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das 
Verfahren der elektronischen Übermittlung der Steuererklä-
rung mit Verordnung festzulegen. In der Verordnung kann 
vorgesehen werden, dass sich der Steuerpflichtige einer be-
stimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtli-
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einer bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder pri-
vatrechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

chen Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
(4) Für unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften gilt 

folgendes: 
 1. Es ist für jedes volle Kalendervierteljahr des Bestehens der 

unbeschränkten Steuerpflicht eine Mindeststeuer in Höhe von 
5% eines Viertels der gesetzlichen Mindesthöhe des Grund- 
oder Stammkapitals (§ 7 des Aktiengesetzes 1965, § 6 des 
GmbH-Gesetzes und Art. 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Eu-
ropäischen Gesellschaft (SE), Ambl. L 294, vom 10.11.2001) 
zu entrichten. Ändert sich die für die Mindeststeuer maßgeb-
liche Rechtsform während eines Kalendervierteljahres, so ist 
dafür die am Beginn des Kalendervierteljahres bestehende 
Rechtsform maßgeblich. 

(4) Für unbeschränkt steuerpflichtige inländische Kapitalgesell-
schaften und diesen vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen 
ausländischen Körperschaften gilt Folgendes: 
 1. Es ist für jedes volle Kalendervierteljahr des Bestehens der 

unbeschränkten Steuerpflicht eine Mindeststeuer in Höhe von 
5% eines Viertels der gesetzlichen Mindesthöhe des Grund- 
oder Stammkapitals (§ 7 des Aktiengesetzes 1965, § 6 des 
GmbH-Gesetzes und Art. 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Eu-
ropäischen Gesellschaft (SE), Ambl. L 294, vom 10.11.2001) 
zu entrichten. Fehlt bei ausländischen Körperschaften eine 
gesetzliche Mindesthöhe des Kapitals oder ist diese niedriger 
als die gesetzliche Mindesthöhe nach § 6 des GmbH-
Gesetzes, ist § 6 des GmbH-Gesetzes maßgebend. Ändert 
sich die für die Mindeststeuer maßgebliche Rechtsform wäh-
rend eines Kalendervierteljahres, ist dafür die am Beginn des 
Kalendervierteljahres bestehende Rechtsform maßgeblich. 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
 4. In der Unternehmensgruppe gemäß § 9 gilt hinsichtlich der 

Mindeststeuer Folgendes: 
 a) Eine Mindeststeuer ist für jedes mindeststeuerpflichtige 

Gruppenmitglied und den Gruppenträger zu berechnen und 
vom Gruppenträger zu entrichten, wenn das Gesamtein-
kommen in der Unternehmensgruppe nicht ausreichend po-
sitiv ist. Das Gesamteinkommen in der Unternehmens-
gruppe ist dann nicht ausreichend positiv, wenn es unter 
dem Betrag liegt, der sich für alle mindeststeuerpflichtigen 
Gruppenmitglieder und den mindeststeuerpflichtigen 
Gruppenträger nach den Z 1 bis 3 zusammengezählt ergibt. 

 b) Mindeststeuern aus Zeiträumen vor dem Wirksamwerden 
der Unternehmensgruppe sind dem finanziell ausreichend 
beteiligten Gruppenmitglied bzw. dem Gruppenträger in 
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jener Höhe zuzurechnen, die auf das vom Gruppenmitglied 
weitergeleitete eigene Einkommen anrechenbar wäre. Das 
beteiligte Gruppenmitglied leitet die erhaltene Mindest-
steuer in jener Höhe weiter, die auf das vom beteiligten 
Gruppenmitglied weitergeleitete Einkommen anrechenbar 
wäre. 

 5. Die Mindeststeuer ist in dem Umfang, in dem sie die tatsäch-
liche Körperschaftsteuerschuld übersteigt, wie eine Voraus-
zahlung im Sinne des § 45 des Einkommensteuergesetzes 
1988 anzurechnen. Die Anrechnung ist mit jenem Betrag be-
grenzt, mit dem die im Veranlagungsjahr oder in den folgen-
den Veranlagungszeiträumen entstehende tatsächliche Kör-
perschaftsteuerschuld den sich aus den Z 1 bis 3 für diesen 
Veranlagungszeitraum ergebenden Betrag übersteigt. 

 4. Die Mindeststeuer ist in dem Umfang, in dem sie die tatsäch-
liche Körperschaftsteuerschuld übersteigt, wie eine Voraus-
zahlung im Sinne des § 45 des Einkommensteuergesetzes 
1988 anzurechnen. Die Anrechnung ist mit jenem Betrag be-
grenzt, mit dem die im Veranlagungsjahr oder in den folgen-
den Veranlagungszeiträumen entstehende tatsächliche Kör-
perschaftsteuerschuld den sich aus den Z 1 bis 3 für diesen 
Veranlagungszeitraum ergebenden Betrag übersteigt. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Artikel 4 (Änderung des Umgründungssteuergesetzes) 
§ 1. (1) … § 1. (1) … 
(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das Be-

steuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Re-
serven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes bei der über-
nehmenden Körperschaft nicht eingeschränkt wird. Soweit bei der 
Verschmelzung auf eine übernehmende 
 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates 

der Europäischen Union oder 
 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines 

Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der 
Republik Österreich besteht, 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat 
hat, eine Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 
1988 entsteht, ist die Steuerschuld auf Antrag der übertragenden 
Körperschaft bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem sonsti-
gen Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das Be-
steuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Re-
serven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes bei der über-
nehmenden Körperschaft nicht eingeschränkt wird. Soweit bei der 
Verschmelzung auf eine übernehmende 
 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates 

der Europäischen Union oder 
 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines 

Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der 
Republik Österreich besteht, 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat 
hat, durch eine Vermögensverlagerung in das Ausland eine Steuer-
pflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist 
die Steuerschuld auf Antrag der übertragenden Körperschaft bis zur 
tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen Ausscheiden des 
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Gesellschaft nicht festzusetzen. Über die nicht festgesetzte Steuer-
schuld ist im Körperschaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräu-
ßerung oder ein sonstiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt 
als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabga-
benordnung. Zwischen Verschmelzung und Veräußerung (Ausschei-
den) eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang der 
Bemessungsgrundlage zum Verschmelzungsstichtag zu berücksich-
tigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht festzu-
setzen. Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Körper-
schaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräußerung oder ein sons-
tiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes Er-
eignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen 
Verschmelzung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene Wert-
minderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage 
zum Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der Bundes-
abgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) … (3) … 
§ 3. (1) … § 3. (1) … 

 1. …  1. … 
 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-

sichtlich des übernommenen ausländischen Vermögens ent-
steht, ist es mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Wird Ver-
mögen ganz oder teilweise übernommen, für das die Steuer-
schuld auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bun-
desgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 des Einkommensteu-
ergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die Buch-
werte vor der Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die 
spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht 
als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundes-
abgabenordnung. Nachweislich eingetretene Wertsteigerun-
gen im EU/EWR-Raum sind in diesem Fall vom Veräuße-
rungserlös abzuziehen. 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-
sichtlich des übernommenen Vermögens entsteht, ist es mit 
dem gemeinen Wert anzusetzen. Wird Vermögen ganz oder 
teilweise übernommen, für das die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf 
Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die fortgeschriebe-
nen Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der Um-
gründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräuße-
rung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirken-
des Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenord-
nung. Nachweislich eingetretene Wertsteigerungen im 
EU/EWR-Raum sind in diesem Fall vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 3. …  3. … 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 5. (1) Der Austausch von Anteilen an der übertragenden Kör-

perschaft auf Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Soweit 
das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des über-
tragenen Vermögens auf Grund der Verschmelzung auf eine in § 1 
Abs. 2 zweiter Satz genannte Gesellschaft eingeschränkt wird, gilt 
der erste Satz auch für Anteilsinhaber, die in einem in § 1 Abs. 2 
zweiter Satz genannten Staat ansässig sind. Zuzahlungen auf Grund 

§ 5. (1) Der Austausch von Anteilen an der übertragenden Kör-
perschaft auf Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Der 
Austausch gilt mit Beginn des dem Verschmelzungsstichtag folgen-
den Tages als vollzogen. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich hinsichtlich des übertragenen Vermögens auf Grund der 
Verschmelzung auf eine in § 1 Abs. 2 zweiter Satz genannte Gesell-
schaft eingeschränkt wird, gilt der erste Satz auch für Anteilsinhaber, 
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handelsrechtlicher Vorschriften kürzen die Anschaffungskosten oder 
Buchwerte. 

die in einem in § 1 Abs. 2 zweiter Satz genannten Staat ansässig 
sind. Zuzahlungen auf Grund handelsrechtlicher Vorschriften kürzen 
die Anschaffungskosten oder Buchwerte. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 
 1. Entsteht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 

Z 4 bei einer Körperschaft als Anteilsinhaber eine internatio-
nale Schachtelbeteiligung oder wird ihr Ausmaß durch neue 
Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden Beteiligung 
verändert, ist hinsichtlich der bisher nicht steuerbegünstigten 
Beteiligungsquoten auf den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Buchwerten und den höheren Teilwerten § 10 Abs. 3 erster 
Satz des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht anzuwenden. 

 2. Geht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 4 
die Eigenschaft einer Beteiligung als internationale Schach-
telbeteiligung unter, gilt der höhere Teilwert zum Verschmel-
zungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als nach die-
sem Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschrei-
bungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuerge-
setzes 1988, als Buchwert. 

 1. Entsteht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 
bei einer Körperschaft als Anteilsinhaber eine internationale 
Schachtelbeteiligung oder wird ihr Ausmaß durch neue An-
teile oder durch Zurechnung zur bestehenden Beteiligung 
verändert, ist hinsichtlich der bisher nicht steuerbegünstigten 
Beteiligungsquoten auf den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Buchwerten und den höheren Teilwerten § 10 Abs. 3 erster 
Satz des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht anzuwenden. 

 2. Geht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 die 
Eigenschaft einer Beteiligung als internationale Schachtelbe-
teiligung unter, gilt, soweit für sie keine Option zugunsten der 
Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere Teilwert 
zum Verschmelzungsstichtag, abzüglich vorgenommener o-
der als nach diesem Bundesgesetz vorgenommen geltender 
Teilwertabschreibungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des Ein-
kommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 
 1. …  1. … 
 2. verschmelzende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz 

über die Umwandlung von Handelsgesellschaften, BGBl. 
Nr. 304/1996, wenn 

 – am Umwandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungs-
beschlusses ein Betrieb vorhanden ist oder 

 – Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988 fallende Körperschaft oder eine 
ausländische Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union, die die in der Anlage zu diesem Bundes-
gesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 225 S 1) in der jeweils geltenden Fassung 
erfüllt, ist; inländisches Vermögen ist dabei stets wie Be-

 2. verschmelzende Umwandlungen nach dem Bundesgesetz 
über die Umwandlung von Handelsgesellschaften, BGBl. 
Nr. 304/1996, wenn 

 – am Umwandlungsstichtag und am Tag des Umwandlungs-
beschlusses ein Betrieb vorhanden ist oder 

 – Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1988 fallende Körperschaft oder eine 
ausländische Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union, die die in der Anlage zu diesem Bundes-
gesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 der 
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 225 S 1) in der jeweils geltenden Fassung 
erfüllt, ist, 
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triebsvermögen eines protokollierten Gewerbetreibenden 
zu behandeln, 

 3. …  3. … 
(2) Abs. 1 Z 1 bis 3 findet nur insoweit Anwendung, als das Be-

steuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Re-
serven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes beim Rechts-
nachfolger nicht eingeschränkt wird. Soweit bei der Umwandlung 
auf eine übernehmende 
 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Union oder 
 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines 

Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit 
der Republik Österreich besteht, 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat 
hat, eine Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 
1988 entsteht, ist die Steuerschuld auf Antrag der übertragenden 
Körperschaft bis zur Veräußerung oder einem sonstigen Ausschei-
den des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft 
nicht festzusetzen. Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im 
Körperschaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräußerung oder 
ein sonstiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als rückwir-
kendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Zwischen Umwandlung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetrete-
ne Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungs-
grundlage zum Umwandlungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der 
Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 3 findet nur insoweit Anwendung, als das Be-
steuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Re-
serven einschließlich eines allfälligen Firmenwertes beim Rechts-
nachfolger nicht eingeschränkt wird. Soweit bei der Umwandlung 
auf eine übernehmende 
 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates 

der Europäischen Union oder 
 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines 

Mitgliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit 
der Republik Österreich besteht, 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat 
hat, durch eine Vermögensverlagerung in das Ausland eine Steuer-
pflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist 
die Steuerschuld auf Antrag der übertragenden Körperschaft bis zur 
tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen Ausscheiden des 
Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht festzu-
setzen. Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Körper-
schaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräußerung oder ein sons-
tiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes Er-
eignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen 
Umwandlung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene Wert-
minderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage 
zum Umwandlungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der Bundesab-
gabenordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 12. (1) Eine Einbringung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt 

vor, wenn Vermögen (Abs. 2) auf Grundlage eines schriftlichen Ein-
bringungsvertrages (Sacheinlagevertrages) nach Maßgabe des § 19 
einer übernehmenden Körperschaft tatsächlich übertragen wird. 
Voraussetzung ist, daß das Vermögen am Einbringungsstichtag, je-
denfalls aber am Tag des Abschlusses des Einbringungsvertrages, 

§ 12. (1) Eine Einbringung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt 
vor, wenn Vermögen (Abs. 2) auf Grundlage eines schriftlichen Ein-
bringungsvertrages (Sacheinlagevertrages) nach Maßgabe des § 19 
einer übernehmenden Körperschaft tatsächlich übertragen wird. 
Voraussetzung ist, dass das Vermögen am Einbringungsstichtag, 
jedenfalls aber am Tag des Abschlusses des Einbringungsvertrages, 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
einen positiven Verkehrswert besitzt. Der Einbringende hat den posi-
tiven Verkehrswert im Zweifel durch ein Gutachten eines Sachver-
ständigen nachzuweisen. 

für sich allein einen positiven Verkehrswert besitzt. Der Einbringen-
de hat im Zweifel die Höhe des positiven Verkehrswertes durch ein 
begründetes Gutachten eines Sachverständigen nachzuweisen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 13. (1) Einbringungsstichtag ist der Tag, zu dem das Vermö-

gen mit steuerlicher Wirkung auf die übernehmende Körperschaft 
übergehen soll. Der Stichtag kann auch auf einen Zeitpunkt vor Un-
terfertigung des Einbringungsvertrages rückbezogen werden. In je-
dem Fall ist innerhalb einer Frist von neun Monaten nach Ablauf des 
Einbringungsstichtages (§ 108 der Bundesabgabenordnung) 
 – die Anmeldung der Einbringung im Wege der Sachgründung 

bzw. einer Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Firmen-
buch und 

 – in den übrigen Fällen die Meldung der Einbringung bei dem 
gemäß § 58 der Bundesabgabenordnung für die übernehmen-
de Körperschaft zuständigen Finanzamt 

vorzunehmen. Erfolgt die Anmeldung oder Meldung nach Ablauf 
der genannten Frist, gilt als Einbringungsstichtag der Tag des Ab-
schlusses des Einbringungsvertrages, wenn dies innerhalb einer Frist 
von neun Monaten nach Ablauf des Ersatzstichtages (§ 108 BAO) 
dem gemäß § 58 der Bundesabgabenordnung für die übernehmende 
Körperschaft zuständigen Finanzamt gemeldet wird und die in § 12 
Abs. 1 genannten Voraussetzungen auf den Ersatzstichtag vorliegen.

§ 13. (1) Einbringungsstichtag ist der Tag, zu dem das Vermö-
gen mit steuerlicher Wirkung auf die übernehmende Körperschaft 
übergehen soll. Der Stichtag kann auch auf einen Zeitpunkt vor Un-
terfertigung des Einbringungsvertrages rückbezogen werden. In je-
dem Fall ist innerhalb einer Frist von neun Monaten nach Ablauf des 
Einbringungsstichtages (§ 108 der Bundesabgabenordnung) 
 – die Anmeldung der Einbringung im Wege der Sachgründung 

bzw. einer Kapitalerhöhung zur Eintragung in das Firmen-
buch und 

 – in den übrigen Fällen die Meldung der Einbringung bei dem 
gemäß § 58 der Bundesabgabenordnung für die übernehmen-
de Körperschaft zuständigen Finanzamt 

vorzunehmen. Erfolgt die Anmeldung oder Meldung nach Ablauf 
der genannten Frist, gilt als Einbringungsstichtag der Tag des Ab-
schlusses des Einbringungsvertrages, wenn dies innerhalb einer Frist 
von neun Monaten nach Ablauf des Ersatzstichtages (§ 108 BAO) 
dem gemäß § 58 der Bundesabgabenordnung für die übernehmende 
Körperschaft zuständigen Finanzamt gemeldet wird und die in § 12 
Abs. 1 genannten Voraussetzungen auf den Ersatzstichtag vorliegen. 
Erfolgt die Einbringung in eine im Ausland ansässige übernehmende 
Körperschaft, für die bis zur Einbringung kein inländisches Finanz-
amt zuständig ist, tritt an die Stelle der vorgenannten Behörden das 
für den Einbringenden zuständige Wohnsitz-, Sitz- oder Lagefinanz-
amt. 

(2) … (2) … 
§ 14.(1) Bei der Einbringung von Betrieben und Teilbetrieben 

endet für das eingebrachte Vermögen das Wirtschaftsjahr des Ein-
bringenden mit dem Einbringungsstichtag. Dabei ist das Betriebs-
vermögen mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den steuerrechtli-
chen Vorschriften über die Gewinnermittlung ergibt. Das gilt auch 
für einzubringende Kapitalanteile. Bei einzubringenden internationa-

§ 14.(1) Bei der Einbringung von Betrieben und Teilbetrieben 
endet für das eingebrachte Vermögen das Wirtschaftsjahr des Ein-
bringenden mit dem Einbringungsstichtag. Dabei ist das Betriebs-
vermögen mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den steuerrechtli-
chen Vorschriften über die Gewinnermittlung ergibt. Das gilt auch 
für einzubringende Kapitalanteile. Bei einzubringenden internationa-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
len Schachtelbeteiligungen kommt die zeitliche Beschränkung des 
§ 10 Abs. 2 Z 1 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht zur An-
wendung. 

len Schachtelbeteiligungen kommt die zeitliche Beschränkung des 
§ 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht zur Anwen-
dung. 

(2) … (2) … 
§ 15. Bei der Einbringung von Betrieben, Teilbetrieben, Mitun-

ternehmeranteilen und zu einem Betriebsvermögen gehörenden Ka-
pitalanteilen ist zum Einbringungsstichtag eine Einbringungsbilanz 
aufzustellen, in der das einzubringende Vermögen nach Maßgabe 
des § 16 und das sich daraus ergebende Einbringungskapital darzu-
stellen ist. 

§ 15. Bei der Einbringung von Betrieben, Teilbetrieben, Mitun-
ternehmeranteilen und zu einem Betriebsvermögen gehörenden Ka-
pitalanteilen ist zum Einbringungsstichtag eine Einbringungsbilanz 
aufzustellen, in der das einzubringende Vermögen nach Maßgabe 
des § 16 und das sich daraus ergebende Einbringungskapital darzu-
stellen ist. Die Einbringungsbilanz ist Bestandteil des Einbringungs-
vertrages, soweit die steuerlich maßgebenden Werte nicht im Ein-
bringungsvertrag beschrieben werden. 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 
 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union oder zu anderen Mit-
gliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit denen 
eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Re-
publik Österreich besteht, eingeschränkt, sind auf das inländi-
sche und das ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 anzu-
wenden. Soweit im Rahmen der Einbringung Vermögensteile 
– ausgenommen einzubringende Kapitalanteile im Sinne des 
§ 12 Abs. 2 Z 3 – auf die ausländische Körperschaft überführt 
werden, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder zu anderen Mit-
gliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit denen 
eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Re-
publik Österreich besteht, eingeschränkt, sind auf das inländi-
sche und das ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 anzu-
wenden. Soweit im Rahmen der Einbringung Vermögensteile 
auf die ausländische Körperschaft überführt werden, ist § 1 
Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 

 2. …  2. … 
(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

 1. …  1. … 
 2. Neben der in Z 1 genannten Passivpost kann eine weitere 

Passivpost in folgender Weise gebildet werden: 
 – Die Bildung ist mit 75% des positiven Verkehrswertes des 

Vermögens am Einbringungsstichtag nach Berücksichti-
gung sämtlicher Veränderungen der Z 1, Z 3, Z 4 und Z 5 
begrenzt, 

 – wobei der sich ergebende Betrag um sämtliche Verände-
rungen der Z 1, Z 3, Z 4 und Z 5 zu kürzen ist. 

 2. Neben der in Z 1 genannten Passivpost kann eine weitere 
Passivpost für vorbehaltene Entnahmen in folgender Weise 
gebildet werden: 

 – Auszugehen ist vom positiven Verkehrwert am Einbrin-
gungsstichtag (§ 12 Abs. 1). 

 – Sämtliche Veränderungen auf Grund der Inanspruchnahme 
der Z 1, Z 3, Z 4 und Z 5 und der nicht in Z 1 einbezogenen 
Entnahmen sind zu berücksichtigen, sofern diese Verände-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Der Endbetrag gilt als mit Ablauf des Einbringungsstichtages 
entnommen. 

rungen insgesamt zu einer Verminderung des Verkehrswer-
tes führen. 

 – Der sich danach ergebende Betrag ist höchstens in Höhe 
von 50% anzusetzen. 

 3. …  3. … 
 4. Wirtschaftsgüter können im verbleibenden Betrieb des Ein-

bringenden zurückbehalten oder aus demselben zugeführt 
werden. Diese Vorgänge gelten durch die Nichtaufnahme 
bzw. Einbeziehung in die Einbringungsbilanz als mit Ablauf 
des Einbringungsstichtages getätigt. Für Einbringende unter 
§ 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallende 
Körperschaften gilt weiters: 

 – Wirtschaftsgüter können auch dann zurückbehalten wer-
den, wenn ein Betrieb nicht verbleibt. 

 – Z 2 kann bei handelsrechtlicher Zulässigkeit des Ausweises 
der Passivpost sinngemäß angewendet werden. 

 4. Wirtschaftsgüter und mit ihnen unmittelbar zusammenhän-
gende Verbindlichkeiten können im verbleibenden Betrieb 
des Einbringenden zurückbehalten oder aus demselben zuge-
führt werden. Diese Vorgänge gelten durch die Nichtaufnah-
me bzw. Einbeziehung in die Einbringungsbilanz als mit Ab-
lauf des Einbringungsstichtages getätigt. Einbringende unter 
§ 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fallende 
Körperschaften können Wirtschaftsgüter und mit ihnen un-
mittelbar zusammenhängende Verbindlichkeiten auch dann 
zurückbehalten, wenn ein Betrieb nicht verbleibt. 

 5. …  5. … 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-

sichtlich übernommener ausländischer Vermögensteile ent-
steht, sind diese mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Werden 
dabei Vermögensteile übernommen, für die die Steuerschuld 
auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgeset-
zes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des Einkom-
mensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die 
Anschaffungskosten oder Buchwerte vor der Umgründung 
oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder 
das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereig-
nis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Z 2 letz-
ter Satz ist anzuwenden. 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-
sichtlich übernommener Vermögensteile entsteht, sind diese 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Werden dabei Vermö-
gensteile übernommen, für die die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf 
Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die Anschaffungs-
kosten oder fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgrün-
dung oder Verlegung anzusetzen. Werden dabei Vermögens-
teile übernommen, für die die Steuerschuld auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
des § 6 Z 6 oder des § 31 des Einkommensteuergesetzes 1988 
nicht festgesetzt worden ist, sind die Anschaffungskosten o-
der Buchwerte vor der Umgründung oder Verlegung anzuset-
zen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden 
gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Bundesabgabenordnung. Z 2 letzter Satz ist anzuwenden. 

 4. …  4. … 
(2) § 14 Abs. 2 gilt für die übernehmende Körperschaft mit Be-

ginn des dem Einbringungsstichtag folgenden Tages, soweit in 
Abs. 3 und in § 16 Abs. 5 keine Ausnahmen vorgesehen sind. Eine 
nach § 16 Abs. 5 Z 2 gebildete Passivpost ist, soweit nicht eine 
rückwirkende Entnahme vorliegt, als versteuerte Rücklage zu be-
handeln. 

(2) § 14 Abs. 2 gilt für die übernehmende Körperschaft mit Be-
ginn des dem Einbringungsstichtag folgenden Tages, soweit in 
Abs. 3 und in § 16 Abs. 5 keine Ausnahmen vorgesehen sind. Für 
eine nach § 16 Abs. 5 Z 2 gebildete Passivpost gilt Folgendes: 
 1. Der als rückwirkende Entnahme zu behandelnde Betrag der 

Passivpost gilt mit dem Tag der nach § 13 Abs. 1 maßgeben-
den Anmeldung oder Meldung der Einbringung als an den 
Einbringenden ausgeschüttet. Abweichend von § 96 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes 1988 ist die Kapitalertragsteu-
er binnen einer Woche 

 – nach einer Tilgung oder Umfinanzierung oder 
 – nach dem Beschluss auf Auflösung oder 
 – nach dem Beschluß auf Verschmelzung, Umwandlung oder 

Aufspaltung, 
spätestens aber mit Ablauf des dritten Jahres nach dem Ein-
bringungsstichtag abzuführen. 

 2. Ein nicht als rückwirkende Entnahme geltender Betrag der 
Passivpost ist als versteuerte Rücklage zu behandeln. 

(3) Abweichend von Abs. 2 sind Rechtsbeziehungen des Ein-
bringenden zur übernehmenden Körperschaft im Zusammenhang mit 
der Beschäftigung, der Kreditgewährung und der Nutzungsüberlas-
sung, soweit sie sich auf das eingebrachte Vermögen beziehen, ab 
Vertragsabschluß, frühestens jedoch für Zeiträume steuerwirksam, 
die nach dem Abschluß des Einbringungsvertrages beginnen. Dies 
gilt im Falle der Einbringung durch eine Gesellschaft, bei der die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen sind, auch für die Mit-
unternehmer. Ausgenommen von den vorangehenden Sätzen sind 
Entgelte, die sich auf eine Verbindlichkeit auf Grund einer Maß-
nahme nach § 16 Abs. 5 Z 2 bis 4 beziehen, wenn die Entgeltverein-
barung am Tage des Abschlusses des Einbringungsvertrages (Sach-
einlagevertrages) getroffen wird. 

(3) Für Rechtsbeziehungen des Einbringenden zur übernehmen-
den Körperschaft, soweit sie sich auf das eingebrachte Vermögen 
beziehen, gilt abweichend von Abs. 2 Folgendes: 
 1. Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit der Beschäftigung 

sind ab Vertragsabschluss, frühestens jedoch für Zeiträume 
steuerwirksam, die nach dem Abschluss des Einbringungsver-
trages beginnen. 

 2. Z 1 gilt auch für Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit 
der Nutzungsüberlassung auf Grund einer Maßnahme nach 
§ 16 Abs. 5 Z 3 oder 4, es sei denn, die Entgeltvereinbarung 
wird am Tage des Abschlusses des Einbringungsvertrages 
(Sacheinlagevertrages) mit Wirkung ab dem dem Einbrin-
gungsstichtag folgenden Tag getroffen. 

 3. Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Entstehen einer 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
Verbindlichkeit auf Grund einer Maßnahme nach § 16 Abs. 5 
Z 1 oder 2 bleiben bei der Gewinnermittlung außer Ansatz. 

Als Einbringende gelten im Falle der Einbringung durch eine Gesell-
schaft, bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen 
sind, auch die Mitunternehmer. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 19. (1) und (2) … § 19. (1) und (2) … 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. wenn die unmittelbaren oder mittelbaren Eigentums- oder 

Beteiligungsverhältnisse am eingebrachten Vermögen der 
prozentuellen Beteiligung an der übernehmenden Körper-
schaft unmittelbar oder mittelbar entsprechen; im Falle der 
Einbringung eines Kapitalanteiles (§ 12 Abs. 2 Z 3) in eine 
ausländische übernehmende Körperschaft (§ 12 Abs. 3 Z 2) 
gilt dies nur, wenn die Einbringung ausschließlich bei inlän-
dischen Anteilen an der übernehmenden Körperschaft eine 
Zu- oder Abschreibung auslöst. 

 5. wenn der Einbringende unmittelbar oder mittelbar Alleinge-
sellschafter der übernehmenden Körperschaft ist oder wenn 
die unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsverhältnisse 
an der einbringenden und der übernehmenden Körperschaft 
übereinstimmen und der Verzicht auf eine Anteilsgewährung 
handelsrechtlich zulässig ist; im Falle der Einbringung eines 
Kapitalanteiles (§ 12 Abs. 2 Z 3) in eine ausländische über-
nehmende Körperschaft (§ 12 Abs. 3 Z 2) gilt dies nur, wenn 
die Einbringung ausschließlich bei inländischen Anteilen an 
der übernehmenden Körperschaft eine Zu- oder Abschrei-
bung auslöst. 

(3) … (3) … 
§ 20. (1) … § 20. (1) … 
(2) Im Falle der Gewährung von Anteilen im Sinne des § 19 

Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2 gilt der nach den §§ 16 und 17 maßge-
bende Wert der Sacheinlage als deren Anschaffungskosten. Zuzah-
lungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Z 3 kürzen beim Empfänger die 
Anschaffungskosten oder Buchwerte. 

(2) Im Falle der Gewährung von Anteilen im Sinne des § 19 
Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2 gilt der nach den §§ 16 und 17 maßge-
bende Wert der Sacheinlage als deren Anschaffungskosten. Zuzah-
lungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Z 3 kürzen beim Empfänger die 
Anschaffungskosten oder Buchwerte. Ausschüttungen im Sinne des 
§ 18 Abs. 2 Z 1 erhöhen ab Eintritt der Fälligkeit die Anschaffungs-
kosten oder Buchwerte. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 2 Z 1 zur 
Festsetzung der Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit Beginn 
des dem Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungs-
kosten oder Buchwerte entsprechend. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
 1. Der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der Sacheinla-

ge ist dem steuerlich maßgebenden Wert der bisherigen An-
 1. Der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der Sacheinla-

ge ist dem steuerlich maßgebenden Wert der bisherigen An-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
teile des Einbringenden an der übernehmenden Körperschaft 
zuzuschreiben oder von ihm abzuschreiben. Gehören die An-
teile an der übernehmenden Körperschaft nicht zum Betriebs-
vermögen des Einbringenden, bleibt ein Buchgewinn oder 
Buchverlust bei der Gewinnermittlung außer Ansatz. 

teile des Einbringenden an der übernehmenden Körperschaft 
zuzuschreiben oder von ihm abzuschreiben. Gehören die An-
teile an der übernehmenden Körperschaft nicht zum Betriebs-
vermögen des Einbringenden, bleibt ein Buchgewinn oder 
Buchverlust bei der Gewinnermittlung außer Ansatz. Abs. 2 
dritter und vierter Satz ist anzuwenden. 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
(5) bis (8) … (5) bis (8) … 
§ 23. (1) Ein Zusammenschluss im Sinne dieses Bundesgesetzes 

liegt vor, wenn Vermögen (Abs. 2) ausschließlich gegen Gewährung 
von Gesellschafterrechten auf Grundlage eines schriftlichen Zu-
sammenschlussvertrages (Gesellschaftsvertrages) einer Personenge-
sellschaft tatsächlich übertragen wird. Voraussetzung ist, daß das 
übertragene Vermögen am Zusammenschlußstichtag, jedenfalls aber 
am Tag des Abschlusses des Zusammenschlußvertrages, einen posi-
tiven Verkehrswert besitzt. Der Übertragende hat den positiven Ver-
kehrswert im Zweifel durch das Gutachten eines Sachverständigen 
nachzuweisen. 

§ 23. (1) Ein Zusammenschluss im Sinne dieses Bundesgesetzes 
liegt vor, wenn Vermögen (Abs. 2) ausschließlich gegen Gewährung 
von Gesellschafterrechten auf Grundlage eines schriftlichen Zu-
sammenschlussvertrages (Gesellschaftsvertrages) einer Personenge-
sellschaft tatsächlich übertragen wird. Voraussetzung ist, daß das 
übertragene Vermögen am Zusammenschlußstichtag, jedenfalls aber 
am Tag des Abschlusses des Zusammenschlußvertrages, für sich 
allein einen positiven Verkehrswert besitzt. Der Übertragende hat 
den positiven Verkehrswert im Zweifel durch das Gutachten eines 
Sachverständigen nachzuweisen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 25. (1) … § 25. (1) … 

 1. …  1. … 
 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-

sichtlich übernommener ausländischer Vermögensteile ent-
steht, sind diese mit dem höheren Teilwert anzusetzen. Wer-
den dabei Vermögensteile übernommen, für die die Steuer-
schuld auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bun-
desgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, 
sind die Anschaffungskosten oder Buchwerte vor der Um-
gründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräuße-
rung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirken-
des Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenord-
nung. Nachweislich im EU/EWR-Raum eingetretene Wert-
steigerungen sind in diesem Fall vom Veräußerungserlös ab-
zuziehen. 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-
sichtlich übernommener Vermögensteile entsteht, sind diese 
mit dem höheren Teilwert anzusetzen. Werden dabei Vermö-
gensteile übernommen, für die die Steuerschuld auf Grund 
einer Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf 
Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des Einkommensteuergeset-
zes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die Anschaffungs-
kosten oder fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgrün-
dung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Nachweislich im EU/EWR-Raum eingetretene Wertsteige-
rungen sind in diesem Fall vom Veräußerungserlös abzuzie-
hen. 
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 3. …  3. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 27. (1) Eine Realteilung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt 

vor, wenn Vermögen (Abs. 2 oder 3) von Personengesellschaften auf 
Grundlage eines schriftlichen Teilungsvertrages (Gesellschaftsver-
trages) zum Ausgleich untergehender Gesellschafterrechte ohne oder 
ohne wesentliche Ausgleichszahlung (§ 29 Abs. 2) tatsächlich auf 
Nachfolgeunternehmer übertragen wird, denen das Vermögen zur 
Gänze oder teilweise zuzurechnen war. Voraussetzung ist, daß das 
übertragene Vermögen am Teilungsstichtag, jedenfalls aber am Tag 
des Abschlusses des Teilungsvertrages, einen positiven Verkehrs-
wert besitzt. Die Personengesellschaft hat den positiven Verkehrs-
wert im Zweifel durch das Gutachten eines Sachverständigen nach-
zuweisen. Besteht die Personengesellschaft weiter, muß ihr aus der 
Realteilung Vermögen (Abs. 2) verbleiben. 

§ 27. (1) Eine Realteilung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt 
vor, wenn Vermögen (Abs. 2 oder 3) von Personengesellschaften auf 
Grundlage eines schriftlichen Teilungsvertrages (Gesellschaftsver-
trages) zum Ausgleich untergehender Gesellschafterrechte ohne oder 
ohne wesentliche Ausgleichszahlung (§ 29 Abs. 2) tatsächlich auf 
Nachfolgeunternehmer übertragen wird, denen das Vermögen zur 
Gänze oder teilweise zuzurechnen war. Voraussetzung ist, daß das 
übertragene Vermögen am Teilungsstichtag, jedenfalls aber am Tag 
des Abschlusses des Teilungsvertrages, für sich allein einen positi-
ven Verkehrswert besitzt. Die Personengesellschaft hat den positiven 
Verkehrswert im Zweifel durch das Gutachten eines Sachverständi-
gen nachzuweisen. Besteht die Personengesellschaft weiter, muß ihr 
aus der Realteilung Vermögen (Abs. 2) verbleiben. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 30. (1) … § 30. (1) … 

 1. …  1. … 
 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-

sichtlich übernommener ausländischer Vermögensteile ent-
steht, sind diese mit dem höheren Teilwert anzusetzen. Wer-
den dabei Vermögensteile übernommen, für die die Steuer-
schuld auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bun-
desgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, 
sind die Anschaffungskosten oder Buchwerte vor der Um-
gründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräuße-
rung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirken-
des Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenord-
nung. Nachweislich im EU/EWR-Raum eingetretene Wert-
steigerungen sind in diesem Fall vom Veräußerungserlös ab-
zuziehen. 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hin-
sichtlich übernommener ausländischer Vermögensteile ent-
steht, sind diese mit dem höheren Teilwert anzusetzen. Wer-
den dabei Vermögensteile übernommen, für die die Steuer-
schuld auf Grund einer Umgründung im Sinne dieses Bun-
desgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, 
sind die Anschaffungskosten oder fortgeschriebenen Buch-
werte vor der Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die 
spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht 
als rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundes-
abgabenordnung. Nachweislich im EU/EWR-Raum eingetre-
tene Wertsteigerungen sind in diesem Fall vom Veräuße-
rungserlös abzuziehen. 

 3. …  3. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
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§ 33. (1) bis (4) … § 33. (1) bis (4) … 
(5) Bei Abspaltungen kann abweichend von Abs. 3 auf das zu 

übertragende Vermögen § 16 Abs. 5 Z 4 und 5 angewendet werden. 
Weiters kann § 16 Abs. 5 Z 2 bei handelsrechtlicher Zulässigkeit des 
Ausweises der Passivpost sinngemäß angewendet werden. 

(5) Bei Abspaltungen kann abweichend von Abs. 3 auf das zu 
übertragende Vermögen § 16 Abs. 5 Z 4 und 5 angewendet werden. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft 

und im Falle der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinha-
bern übernehmender Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder 
Spaltungs- und Übernahmevertrag entsprechende Austausch von 
Anteilen nicht als Tausch. 

§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft 
und im Falle der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinha-
bern übernehmender Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder 
Spaltungs- und Übernahmevertrag entsprechende Austausch von 
Anteilen nicht als Tausch. Der Austausch gilt mit Beginn des dem 
Spaltungsstichtag folgenden Tages als vollzogen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Artikel 5 (Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 1970) 
§ 1. (1) Die landwirtschaftlich nutzbaren Bodenflächen des 

Bundesgebietes sind zur Schaffung von Bewertungsgrundlagen für 
steuerliche Zwecke einer Bodenschätzung zu unterziehen. 

§ 1. (1) Die landwirtschaftlich nutzbaren Bodenflächen des 
Bundesgebietes sind zur Schaffung von Bewertungsgrundlagen ins-
besondere für steuerliche Zwecke einer Bodenschätzung zu unter-
ziehen. 

(2) … (2) … 
(3) Die Feststellungen der Bodenschätzung (Abs. 2) sind in den 

Schätzungsbüchern (Feldschätzungsbuch, Schätzungsbuch für A-
ckerland und Schätzungsbuch für Grünland) und in den Schät-
zungskarten (Feldschätzungskarte und Schätzungsreinkarte) festzu-
halten. 

(3) Die Feststellungen der Bodenschätzung (Abs. 2) sind in den 
Schätzungsbüchern (Feldschätzungsbuch, Schätzungsreinbuch) und 
in den Schätzungskarten (Feldschätzungskarte und Schätzungsrein-
karte) festzuhalten. Die Erfassung und Verwaltung der Bodenschät-
zungsergebnisse hat nach Maßgabe der technischen und personellen 
Möglichkeiten automationsunterstützt zu erfolgen. 

(4) … (4) … 
§ 13. (1) ….. § 13. (1) ….. 
(2) Die Vermessungsbehörden haben daraus für jedes Grund-

stück die Ertragsmeßzahl gemäß § 14 zu ermitteln. Bei Änderung 
im Flächenausmaß eines Grundstückes ist die Ertragsmeßzahl neu 
zu berechnen 

(2) Die Vermessungsbehörden haben daraus für jedes Grund-
stück die Ertragsmesszahl gemäß § 14 sowie die Bodenklimazahl 
gemäß § 16 zu ermitteln. Bei Änderung im Ausmaß der landwirt-
schaftlich nutzbaren Fläche eines Grundstückes sind die Ertrags-
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messzahlen und die Bodenklimazahlen (§ 16) neu zu berechnen. 
Erforderlichenfalls sind in der Schätzungsreinkarte die Abgrenzun-
gen gemäß § 11 Abs. 2 Z 3 der Katastralmappe katastertechnisch 
anzupassen. 

§ 15. Die gemäß § 14 ermittelten Ertragsmeßzahlen sind in den 
Grundstücksverzeichnissen und den Grundbesitzbogen des Grenz- 
und des Grundsteuerkatasters einzutragen.. 

§ 15. (1) Die Ertragsmesszahlen und Bodenklimazahlen sind im 
Grundstücksverzeichnis des Grenz- oder Grundsteuerkatasters er-
sichtlich zu machen. 

 (2) Schätzungsreinkarten und Schätzungsreinbücher sind mit 
den Angaben des Grenz- oder Grundsteuerkatasters wiederzugeben. 

 (3) Die gemäß § 5 kundgemachten Musterstücke der Boden-
schätzung (Bundes- und Landesmusterstücke) sind einschließlich 
der bodenkundlichen, klimatologischen und lagemäßigen Beschrei-
bung ebenfalls im Grenz- oder Grundsteuerkataster wiederzugeben. 

 (4) Die Daten gemäß Abs. 1 bis 3 sind den Abgabenbehörden 
des Bundes, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist, mit der Katastralmappe und mit dem Grundstücksverzeichnis 
des Grenz- oder Grundsteuerkatasters nach Maßgabe der techni-
schen Möglichkeiten im Wege der automationsunterstützten Daten-
verarbeitung zur Verfügung zu stellen.. 

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsicht-
lich des § 4 Abs. 3 Z 4, § 10 Abs. 3, § 13 Abs. 2, § 14 und § 15 der 
Bundesminister für Bauten und Technik im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des § 4 Abs. 1 Z 3 der 
Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft und hinsichtlich der übrigen 
Bestimmungen der Bundesminister für Finanzen betraut.  

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsicht-
lich des § 4 Abs. 3 Z 4, § 10 Abs. 3, § 13 Abs. 2, § 14, § 15, § 16 
Abs. 1 sowie § 16a Abs. 2 und 3 der Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 
hinsichtlich des § 4 Abs. 1 Z 3 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und hinsichtlich der übrigen 
Bestimmungen der Bundesminister für Finanzen betraut. 

Artikel 6 (Änderung des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955) 
§ 15a. (1) Erwerbe von Todes wegen und Schenkungen unter 

Lebenden von Vermögen gemäß Abs. 2, sofern der Erwerber eine 
natürliche Person ist und der Geschenkgeber das 55. Lebensjahr 
vollendet hat oder wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig ist, daß er nicht in der Lage ist, sei-

§ 15a. (1) Erwerbe von Todes wegen und Schenkungen unter 
Lebenden von Vermögen gemäß Abs. 2, sofern der Erwerber eine 
natürliche Person ist und der Geschenkgeber das 55. Lebensjahr 
vollendet hat oder wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen in 
einem Ausmaß erwerbsunfähig ist, daß er nicht in der Lage ist, sei-
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nen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Gesell-
schafter verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen, 
bleiben nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 bis zu einem Wert von 365 
000 Euro (Freibetrag) steuerfrei. 

nen Betrieb fortzuführen oder die mit seiner Stellung als Gesell-
schafter verbundenen Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfüllen, 
bleiben nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 bis zu einem Wert von 365 
000 Euro (Freibetrag) steuerfrei. Das Vorliegen der Erwerbsunfä-
higkeit wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen ist auf Grund-
lage eines vom Steuerpflichtigen beizubringenden medizinischen 
Gutachtens eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt eine medizini-
sche Beurteilung durch den für den Steuerpflichtigen zuständigen 
Sozialversicherungsträger vor. 

Artikel 7 (Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1992) 
§ 2. (1) bis (3) … § 2. (1) bis (3) … 

 1. Wird ein in einem inländischen Zulassungsverfahren zugelas-
senes Kraftfahrzeug mit einem höchsten zulässigen Gesamt-
gewicht von mehr als 3,5 Tonnen leer oder beladen im Hu-
ckepackverkehr im Inland mit der Eisenbahn befördert, so 
ermäßigt sich die Steuer für dieses Fahrzeug auf Antrag für 
jede Bahnbeförderung um 15% der monatlich für dieses Fahr-
zeug zu entrichtenden Steuer, höchstens jedoch um den 
Betrag, der für das Fahrzeug im Kalenderjahr an Steuer zu 
entrichten ist. 

 1. Wird ein in einem inländischen Zulassungsverfahren zugelas-
senes Kraftfahrzeug mit einem höchsten zulässigen Gesamt-
gewicht von mehr als 3,5 Tonnen leer oder beladen im Hu-
ckepackverkehr im Inland mit der Eisenbahn befördert, so 
ermäßigt sich die Steuer für dieses Fahrzeug auf Antrag für 
jede Bahnbeförderung um 15% der monatlich für dieses Fahr-
zeug zu entrichtenden Steuer, höchstens jedoch um den 
Betrag, der für das Fahrzeug im Kalenderjahr an Steuer zu 
entrichten ist. Kann für das mit der Bahn beförderte Kraft-
fahrzeug die Ermäßigung nicht in Anspruch genommen wer-
den, weil dieses Fahrzeug gemäß Abs. 1 Z 14 steuerbefreit 
ist, ermäßigt sich die Steuer auf Antrag für jede Bahnbeförde-
rung dieses Fahrzeuges um 15% der monatlich für ein ande-
res Kraftfahrzeug desselben Steuerschuldners zu entrichten-
den Steuer, soweit dessen höchstes zulässiges Gesamtgewicht 
jenes des mit der Bahn beförderten Fahrzeuges nicht über-
steigt, höchstens jedoch um den Betrag, der für das mit der 
Bahn beförderte Fahrzeug im Kalenderjahr an Steuer zu ent-
richten ist. 

 2. …  2. … 
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Artikel 8 (Änderung des Elektrizitätsabgabegesetzes) 
§ 2. Von der Abgabe sind befreit: § 2. Von der Abgabe sind befreit: 

 1. Elektrizitätserzeuger, die die elektrische Energie für den Ei-
genbedarf erzeugen, wenn die Erzeugung pro Jahr nicht grö-
ßer als 5000 kWh ist. 

 1. Elektrizitätserzeuger, die die elektrische Energie für den Ei-
genbedarf erzeugen, wenn die Erzeugung pro Jahr nicht grö-
ßer als 5000 kWh ist. 

 2. elektrische Energie, soweit sie für die Erzeugung und Fortlei-
tung von elektrischer Energie, von Erdgas oder von Mineralöl 
verwendet wird. 

 2. elektrische Energie, soweit sie für die Erzeugung und Fortlei-
tung von elektrischer Energie, von Erdgas oder von Mineralöl 
verwendet wird. 

  3. elektrische Energie, soweit sie für nichtenergetische Zwecke 
verwendet wird. Die Befreiung erfolgt im Wege einer Vergü-
tung an denjenigen, der die elektrische Energie verwendet. 
Für das Vergütungsverfahren sind die Regelungen des Ener-
gieabgabenvergütungsgesetzes sinngemäß anzuwenden, wo-
bei die Vergütung auch monatlich erfolgen kann. 

Artikel 9 (Änderung der Bundesabgabenordnung) 
§ 120. (1) und (2) … § 120. (1) und (2) … 
 (3) Weiters ist der Eintritt eines rückwirkenden Ereignisses 

(§ 295a) und die Beseitigung der Ungewissheit (§ 200 Abs. 1) dem 
für die Erhebung der betreffenden Abgabe zuständigen Finanzamt 
anzuzeigen. 

§ 201. (1) … § 201. (1) … 
(2) Die Festsetzung kann erfolgen, 

 1. von Amts wegen innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des 
selbstberechneten Betrages, 

 2. wenn der Antrag auf Festsetzung spätestens ein Jahr ab Be-
kanntgabe des selbstberechneten Betrages eingebracht ist, 

 3. wenn kein selbst berechneter Betrag bekannt gegeben wird 
oder wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 303 Abs. 4 die 
Voraussetzungen für eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
von Amts wegen vorliegen würden, oder 

 4. wenn sich die Selbstberechnung wegen Widerspruches mit 

(2) Die Festsetzung kann erfolgen, 
 1. von Amts wegen innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des 

selbstberechneten Betrages, 
 2. wenn der Antrag auf Festsetzung spätestens ein Jahr ab Be-

kanntgabe des selbstberechneten Betrages eingebracht ist, 
 3. wenn kein selbst berechneter Betrag bekannt gegeben wird 

oder wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 303 Abs. 4 die 
Voraussetzungen für eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
von Amts wegen vorliegen würden, 

 4. wenn sich die Selbstberechnung wegen Widerspruches mit 
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zwischenstaatlichen abgabenrechtlichen Vereinbarungen oder 
mit Gemeinschaftsrecht der Europäischen Union als nicht 
richtig erweist. 

zwischenstaatlichen abgabenrechtlichen Vereinbarungen oder 
mit dem Gemeinschaftsrecht der Europäischen Union als 
nicht richtig erweist, oder 

 5. wenn bei sinngemäßer Anwendung des § 295a die Vorausset-
zungen für eine Abänderung vorliegen würden. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 208. (1) … § 208. (1) … 

 a) bis d) …  a) bis d) … 
 e) in den Fällen des § 295a mit dem Ablauf des Jahres, in dem 

das Ereignis eingetreten ist. 
 e) in den Fällen des Eintritts eines rückwirkenden Ereignisses 

im Sinne des § 295a mit Ablauf des Jahres, in dem das Ereig-
nis eingetreten ist. 

(2) … (2) … 
§ 236. (1) … § 236. (1) … 
(2) Abs. 1 findet auf bereits entrichtete Abgabenschuldigkeiten 

sinngemäß Anwendung. Ein solcher Antrag ist nur innerhalb von 
fünf Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die Abgabe entrichtet 
wurde, zulässig. 

(2) Abs. 1 findet auf bereits entrichtete Abgabenschuldigkeiten 
sinngemäß Anwendung. 

(3) … (3) … 
§ 308. (1) bis (3) … § 308. (1) bis (3) … 
(4) Wenn die Zuständigkeit zur Abgabenerhebung auf eine ande-

re Abgabenbehörde übergegangen ist, kann der Antrag (Abs. 2) un-
ter gleichzeitiger Nachholung der versäumten Handlung auch bei der 
Abgabenbehörde erster Instanz eingebracht werden, die im Zeit-
punkt der Antragstellung zur Abgabenerhebung zuständig ist. 

(4) Wenn die Zuständigkeit zur Abgabenerhebung auf eine ande-
re Abgabenbehörde übergegangen ist, kann der Antrag unter gleich-
zeitiger Nachholung der versäumten Handlung auch bei der Abga-
benbehörde erster Instanz eingebracht werden, die im Zeitpunkt der 
Antragstellung zur Abgabenerhebung zuständig ist. 

Artikel 10 (Änderung der Abgabenexekutionsordnung) 
§ 18. 1. bis 6. … § 18. 1. bis 6. … 

 7. wenn nach Beginn des Vollzuges der Vollstreckung ein An-
suchen um Stundung (Ratenbewilligung) eingebracht wird 
(§ 8 des Bundesgesetzes vom 30. März 1949, BGBl. Nr. 103, 
über die Voraussetzungen der Einhebung der öffentlichen 
Abgaben (Abgabeneinhebungsgesetz – Abg.E.G.)). 

 7. wenn nach Beginn des Vollzuges der Vollstreckung ein An-
suchen um Zahlungserleichterung (§ 212 BAO) eingebracht 
wird. 
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§ 22. Im Vollstreckungsverfahren ergehende Erledigungen kön-

nen dem Abgabenschuldner wirksam auch dann unmittelbar zuge-
stellt werden, wenn er eine im Inland wohnhafte Person zum Emp-
fang von Schriftstücken bevollmächtigt hat. 

§ 22. Im Vollstreckungsverfahren ergehende Erledigungen kön-
nen dem Abgabenschuldner wirksam auch dann unmittelbar zuge-
stellt werden, wenn er einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft 
gemacht hat. 

§ 26. (1) bis (3) … § 26. (1) bis (3) … 
(4) Bei der Festsetzung der gemäß Abs. 3 zu entrichtenden Ge-

bühren und Barauslagenersätze findet § 204 Abs. 1 BAO nicht An-
wendung. 

 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
§ 29. Der Vollstreckung sind ferner entzogen: 

 1. die Kleidungsstücke, die Betten, die Wäsche, die Haus- und 
Küchengeräte, insbesondere die Heiz- und Kochöfen, soweit 
diese Gegenstände für den Abgabenschuldner und für dessen 
im gemeinsamen Haushalte mit ihm lebenden Familienglie-
der und Dienstleute unentbehrlich sind, sowie Gegenstände, 
die zum gewöhnlichen Hausrat gehören und im Haushalte des 
Abgabenschuldners gebraucht werden, wenn ohneweiters er-
sichtlich ist, daß durch deren Verwertung nur ein Erlös erzielt 
werden würde, der zum Werte außer allem Verhältnis steht; 

 2. die für den Abgabenschuldner und dessen im gemeinsamen 
Haushalte mit ihm lebenden Familienglieder und Dienstleute 
auf vierzehn Tage erforderlichen Nahrungs- und Feuerungs-
mittel; 

 3. eine Milchkuh oder nach der Wahl des Abgabenschuldners 
zwei Ziegen oder drei Schafe nebst den zum Unterhalte und 
zur Streu bis zur Zeit der nächsten Ernte erforderlichen Fut-
ter- und Streuvorräten, sofern die bezeichneten Tiere für die 
Ernährung des Abgabenschuldners und seiner im gemeinsa-
men Haushalte mit ihm lebenden Familienglieder und Dienst-
leute unentbehrlich sind; 

 4. die Unterstützungen an Naturalien, welche dem Abgaben-
schuldner im Falle eines Notstandes aus öffentlichen oder 
privaten Mitteln gewährt wurden; 

 5. bei Beamten, Geistlichen, Lehrern, Rechtsanwälten, Notaren, 

§ 29. (1) Der Vollstreckung sind ferner entzogen: 
 1. die dem persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienenden 

Gegenstände, soweit sie einer bescheidenen Lebensführung 
des Abgabenschuldners und der mit ihm im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Familienmitglieder entsprechen oder wenn 
ohne weiteres ersichtlich ist, dass durch deren Verwertung 
nur ein Erlös erzielt werden würde, der zum Wert außer allem 
Verhältnis steht; 

 2. bei Personen, die aus persönlichen Leistungen ihren Erwerb 
ziehen, sowie bei Kleingewerbetreibenden und Kleinlandwir-
ten die zur Berufsausübung bzw. persönlichen Fortsetzung 
der Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegenstände sowie nach 
Wahl des Abgabenschuldners bis zum Wert von 750 Euro die 
zur Aufarbeitung bestimmten Rohmaterialien; 

 3. die für den Abgabenschuldner und die mit ihm im gemeinsa-
men Haushalt lebenden Familienmitglieder auf vier Wochen 
erforderlichen Nahrungsmittel und Heizstoffe; 

 4. nicht zur Veräußerung bestimmte Haustiere, zu denen eine 
gefühlsmäßige Bindung besteht, bis zum Wert von 750 Euro 
sowie eine Milchkuh oder nach Wahl des Verpflichteten zwei 
Schweine, Ziegen oder Schafe, wenn diese Tiere für die Er-
nährung des Abgabenschuldners oder der mit ihm im gemein-
samen Haushalt lebenden Familienmitglieder erforderlich 
sind, ferner die Futter- und Streuvorräte auf vier Wochen; 

 5. bei Personen, deren Geldbezug durch Gesetz unpfändbar oder 
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Ärzten und Künstlern sowie bei anderen Personen, welche ei-
nen geistigen Beruf persönlich ausüben oder sich auf einen 
solchen vorbereiten, die zur Verwaltung des Dienstes oder 
Vorbereitung und Ausübung des Berufes erforderlichen Ge-
genstände sowie die anständige Kleidung, desgleichen bei öf-
fentlichen Sicherheitsorganen alle zur Versehung des Diens-
tes erforderlichen Gegenstände; 

 6. bei Handwerkern und Kleingewerbetreibenden, weiters bei 
Hand- und Fabriksarbeitern und anderen Personen, die aus 
Handleistungen ihren Erwerb ziehen, sowie bei Hebammen 
die zur persönlichen Fortsetzung der Erwerbstätigkeit erfor-
derlichen Gegenstände, desgleichen die zur Aufarbeitung be-
stimmten Rohmaterialien nach Wahl des Abgabenschuldners 
bis zum Höchstwerte von 1 000 Euro; 

 7. bei Personen, deren Geldbezüge durch Gesetz oder Privileg 
der Vollstreckung ganz oder teilweise entzogen sind, derjeni-
ge Teilbetrag des vorgefundenen Bargeldes, welcher dem der 
Vollstreckung nicht unterworfenen, auf die Zeit von der Vor-
nahme der Pfändung bis zum nächsten Zahlungstermine des 
Bezuges entfallenden Einkommen entspricht; 

 8. bares Geld, welches offenbar aus einer dem Abgabenschuld-
ner anläßlich eines Notstandes (Z 4) aus öffentlichen Mitteln 
verabfolgten Unterstützung oder aus einem unter gleicher 
Voraussetzung aus öffentlichen Fonds gewährten rückzahlba-
ren Vorschusse herrührt; 

 9. die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Geräte, 
Gefäße und Warenvorräte; 

 10. die Bücher, welche zum Gebrauche des Abgabenschuldners 
und seiner im gemeinsamen Haushalte mit ihm lebenden Fa-
milienglieder in der Kirche oder Schule bestimmt sind; 

 11. der Ehering des Abgabenschuldners, Briefe und andere 
Schriften des Abgabenschuldners und die Familienbilder mit 
Ausnahme der Rahmen; 

 12. Orden und Ehrenzeichen; 
 13. künstliche Gliedmaßen, Brillen und andere wegen körperli-

beschränkt pfändbar ist, der Teil des vorgefundenen Bargelds, 
der dem unpfändbaren, auf die Zeit von der Vornahme der 
Pfändung bis zum nächsten Zahlungstermin des Bezugs ent-
fallenden Einkommen entspricht; 

 6. die zur Vorbereitung eines Berufs erforderlichen Gegenstän-
de sowie die Lernbehelfe, die zum Gebrauch des Abgaben-
schuldners und seiner im gemeinsamen Haushalt mit ihm le-
benden Familienmitglieder in der Schule bestimmt sind; 

 7. die zum Betrieb einer Apotheke unentbehrlichen Geräte, Ge-
fäße und Warenvorräte; 

 8. Hilfsmittel zum Ausgleich einer körperlichen, geistigen oder 
psychischen Behinderung oder einer Sinnesbehinderung und 
Hilfsmittel zur Pflege des Abgabenschuldners oder der mit 
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder 
sowie Therapeutika und Hilfsgeräte, die im Rahmen einer 
medizinischen Therapie benötigt werden; 

 9. Familienbilder mit Ausnahme der Rahmen, Briefe und ande-
rer Schriften sowie der Ehering des Verpflichteten. 

(2) Der Vollstrecker hat Gegenstände geringen Werts auch dann 
nicht zu pfänden, wenn offenkundig ist, dass die Fortsetzung oder 
Durchführung der Exekution einen die Kosten dieser Exekution ü-
bersteigenden Ertrag nicht ergeben wird. 
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cher Gebrechen notwendige Hilfsmittel, soweit diese Gegens-
tände zum Gebrauche des Abgabenschuldners und seiner Fa-
milie bestimmt sind; 

 14. die zur Bekämpfung einer Krankheit aus öffentlichen oder 
privaten Mitteln gewährten Arzneien, Apparate, Nahrungs-
mittel und sonstigen Gegenstände. 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 
(2) Die Pfändung von körperlichen Sachen, welche bereits zu-

gunsten einer anderen vollstreckbaren Abgabenforderung pfandwei-
se verzeichnet und beschrieben sind, geschieht durch Anmerkung 
auf dem vorhandenen Pfändungsprotokoll. Wird ausschließlich die 
Pfändung körperlicher Sachen begehrt, die bereits gepfändet sind, so 
kann die Anmerkung ohne neuerliche Erhebungen vollzogen wer-
den. 

(2) Die Pfändung von körperlichen Sachen, welche bereits zu-
gunsten einer anderen vollstreckbaren Abgabenforderung pfandwei-
se verzeichnet und beschrieben sind, geschieht durch Anmerkung 
auf dem vorhandenen Pfändungsprotokoll. 

§ 50. (1) und (2) … § 50. (1) und (2) … 
(3) Durch Verordnung können besondere Einrichtungen behufs 

Verwertung von Pfandstücken getroffen werden, für die bei der Ver-
steigerung ein den Ausrufspreis erreichendes Anbot nicht abgegeben 
wurde. 

(3) Können Gegenstände nicht verkauft werden, so ist der Abga-
benschuldner schriftlich aufzufordern, diese binnen zwei Wochen 
abzuholen. Die Gegenstände sind ihm auszufolgen, wenn er die ent-
standenen Kosten bezahlt. 

(4) Das Finanzamt kann auf Antrag oder von Amts wegen ver-
fügen, daß Pfandgegenstände geringeren Wertes ohne vorausgegan-
gene besondere Bekanntmachung ihrer Versteigerung bei einer ge-
gen einen anderen Abgabenschuldner anberaumten und bekanntge-
machten Versteigerung versteigert werden. 

(4) Wenn der Abgabenschuldner die Sachen nicht innerhalb der 
Frist des Abs. 3 abholt oder die Kosten nach Abs. 3 nicht bezahlt, 
können die Gegenstände auch zu einem die Hälfte des Schätzwertes 
nicht erreichenden Preis verkauft werden. 

 (5) Das Finanzamt kann auf Antrag oder von Amts wegen ver-
fügen, daß Pfandgegenstände geringeren Wertes ohne vorausgegan-
gene besondere Bekanntmachung ihrer Versteigerung bei einer ge-
gen einen anderen Abgabenschuldner anberaumten und bekanntge-
machten Versteigerung versteigert werden. 

§ 53. Im abgabenbehördlichen Forderungspfändungsverfahren 
sind die Bestimmungen der §§ 290 bis einschließlich 291a, der 
§§ 291d, 291e, 292, 292d, 292e, 292f, 292g, 292h Abs. 1, 292j 
Abs. 2 bis Abs. 5 und 299a der EO anzuwenden. 

§ 53. Im abgabenbehördlichen Vollstreckungsverfahren sind die 
Bestimmungen der §§ 290 bis einschließlich 291a, der §§ 291d, 
291e, 292, 292d, 292e, 292f, 292g, 292h Abs. 1, 292j und 299a der 
EO sinngemäß anzuwenden. 

§ 68. (1) Das Pfandrecht, welches durch die Pfändung einer Ge- § 68. (1) Das Pfandrecht, welches durch die Pfändung einer Ge-
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haltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden Bezügen beste-
henden Forderung erworben wird, erstreckt sich auch auf die nach 
der Pfändung fällig werdenden Bezüge, das an einer verzinslichen 
Forderung erwirkte Pfandrecht auf die nach der Pfändung fällig wer-
denden Zinsen. Wird ein Arbeitsverhältnis nicht mehr als sechs Mo-
nate oder werden Bezüge nach § 290a Abs. 1 Z 7 und 8 EO und die 
nicht vom Pensionsversicherungsträger gewährten gesetzlichen Pen-
sionsvorschüsse nicht mehr als zwei Monate unterbrochen, so er-
streckt sich die Wirksamkeit des Pfandrechts auch auf die gegen 
denselben Drittschuldner nach der Unterbrechung entstehenden und 
fällig werdenden Forderungen. 

haltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden Bezügen beste-
henden Forderung erworben wird, erstreckt sich auch auf die nach 
der Pfändung fällig werdenden Bezüge, das an einer verzinslichen 
Forderung erwirkte Pfandrecht auf die nach der Pfändung fällig wer-
denden Zinsen. Wird ein Arbeitsverhältnis oder ein anderes Rechts-
verhältnis, das einer in fortlaufenden Bezügen bestehenden Forde-
rung zugrunde liegt, nicht mehr als ein Jahr unterbrochen, so er-
streckt sich die Wirksamkeit des Pfandrechtes auch auf die gegen 
denselben Drittschuldner nach der Unterbrechung entstehenden und 
fällig werdenden Forderungen. Es gilt auch als Unterbrechung, wenn 
der Anspruch neuerlich geltend zu machen ist, nicht jedoch, wenn 
das Arbeitsverhältnis oder sonstige Rechtsverhältnis aufrecht bleibt. 
Eine Karenzierung ist jedoch keine Unterbrechung. 

(2) Durch Pfändung eines Diensteinkommens wird insbesondere 
auch dasjenige Einkommen getroffen, welches der Abgabenschuld-
ner infolge einer Erhöhung seiner Bezüge, infolge Übertragung eines 
neuen Amtes, Versetzung in ein anderes Amt oder infolge Verset-
zung in den Ruhestand erhält. Diese Bestimmung findet jedoch auf 
den Fall der Änderung des Dienstgebers keine Anwendung. Sinkt 
das Diensteinkommen unter den unpfändbaren Betrag, erreicht es 
aber innerhalb von drei Jahren wieder diesen Betrag, so erstreckt 
sich die Wirksamkeit des Pfandrechts auch auf die erhöhten Bezüge. 
Diese Bestimmungen gelten hinsichtlich der Erhöhung der Bezüge 
und des dritten Satzes auch für andere Forderungen, die in fortlau-
fenden Bezügen bestehen. 

(2) Durch Pfändung eines Diensteinkommens wird insbesondere 
auch dasjenige Einkommen getroffen, welches der Abgabenschuld-
ner infolge einer Erhöhung seiner Bezüge, infolge Übertragung eines 
neuen Amtes, Versetzung in ein anderes Amt oder infolge Verset-
zung in den Ruhestand erhält. Diese Bestimmung findet jedoch auf 
den Fall der Änderung des Dienstgebers keine Anwendung. Sinkt 
das Arbeitseinkommen unter den unpfändbaren Betrag, übersteigt es 
aber wieder diesen Betrag, so erstreckt sich die Wirksamkeit des 
Pfandrechts auch auf die erhöhten Bezüge. Diese Bestimmungen 
gelten hinsichtlich der Erhöhung der Bezüge und des Satzes 3 auch 
für andere Forderungen, die in fortlaufenden Bezügen bestehen. 

(3) Ein Pfandrecht wird auch dann begründet, wenn eine Ge-
haltsforderung oder eine andere in fortlaufenden Bezügen bestehen-
de Forderung zwar nicht im Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungs-
verbotes, aber innerhalb von drei Jahren danach den unpfändbaren 
Betrag überschreitet. 

(3) Ein Pfandrecht wird auch dann begründet, wenn eine Ge-
haltsforderung oder eine andere in fortlaufenden Bezügen bestehen-
de Forderung zwar nicht im Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungs-
verbots, aber später den unpfändbaren Betrag übersteigt. 

§ 69. (1) bis (3) … § 69. (1) bis (3) … 
 (4) Die Verpfändung einer Forderung steht der Begründung ei-

nes finanzbehördlichen Pfandrechtes nicht entgegen. Abs. 2 und 3 
über die Rangordnung der Pfandrechte sind sinngemäß anzuwenden. 
Bei einer Gehaltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden Be-
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zügen bestehenden Forderung erfasst das vertragliche Pfandrecht nur 
die Bezüge, die fällig werden, sobald der Anspruch gerichtlich gel-
tend gemacht oder ein Anspruch auf Verwertung besteht und die 
gerichtliche Geltendmachung bzw. der Verwertungsanspruch dem 
Drittschuldner angezeigt wurde. Der Drittschuldner hat Zahlungen 
auf Grund des vertraglichen Pfandrechts erst vorzunehmen, sobald 
dessen Gläubiger einen Anspruch auf Verwertung hat und dies dem 
Drittschuldner angezeigt wurde. Die Bestimmungen des § 72 gelten 
sinngemäß. 

§ 78. (1) Auf Grund eines Sicherstellungsauftrages (§ 16 des 
Bundesgesetzes vom 30. März 1949, BGBl. Nr. 103, über die Vor-
aussetzungen der Einhebung von Abgaben (Abgabeneinhebungsge-
setz – Abg. E. G.)) kann zur Sicherung von Abgaben und Abgaben-
strafen schon vor Eintritt der Rechtskraft oder vor Ablauf der für die 
Leistung bestimmten Frist die Vornahme von Vollstreckungshand-
lungen angeordnet werden. 

§ 78. (1) Auf Grund eines Sicherstellungsauftrages (§ 232 der 
Bundesabgabenordnung) kann zur Sicherung von Abgaben und Ab-
gabenstrafen schon vor Eintritt der Rechtskraft oder vor Ablauf der 
für die Leistung bestimmten Frist die Vornahme von Vollstre-
ckungshandlungen angeordnet werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Artikel 11 (Änderung des Finanzstrafgesetzes) 
§ 1. Finanzvergehen sind die in den §§ 33 bis 52 mit Strafe be-

drohten Taten (Handlungen oder Unterlassungen) natürlicher Perso-
nen. Finanzvergehen sind auch andere ausdrücklich mit Strafe be-
drohte Taten, wenn sie in einem Bundesgesetz als Finanzvergehen 
oder als Finanzordnungswidrigkeiten bezeichnet sind. 

§ 1. (1) Finanzvergehen sind die in den §§ 33 bis 52 mit Strafe 
bedrohten Taten (Handlungen oder Unterlassungen) natürlicher Per-
sonen. Finanzvergehen sind auch andere ausdrücklich mit Strafe 
bedrohte Taten, wenn sie in einem Bundesgesetz als Finanzvergehen 
oder als Finanzordnungswidrigkeiten bezeichnet sind. 

 (2) Nach Maßgabe des § 28a sind auch Verbände im Sinne des 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes für Finanzvergehen verant-
wortlich. 

§ 28. (1) Juristische Personen und Vermögensmassen, die keine 
eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, aber abgabepflichtig sind, haf-
ten für Geldstrafen und Wertersätze, die über Mitglieder ihrer Orga-
ne wegen eines Finanzvergehens verhängt worden sind, zur ungeteil-
ten Hand mit dem Bestraften, wenn dieser das Vergehen in Aus-
übung seiner Organfunktion hinsichtlich der Abgabepflicht, Abga-
benabfuhrpflicht oder monopolrechtlichen Verpflichtungen der vor-
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genannten Rechtsgebilde begangen hat. Das gleiche gilt für Perso-
nenvereinigungen, die keine Rechtspersönlichkeit besitzen, aber 
abgabepflichtig sind, wenn ein zur Geschäftsführung berufenes Mit-
glied der Personenvereinigung in Ausübung der Geschäftsführungs-
befugnis ein Finanzvergehen begangen hat. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) Die Haftung gemäß Abs. 2 und 3 wird bei juristischen Per-

sonen und Vermögensmassen durch das Verschulden (Abs. 4) auch 
nur einer Person begründet, die einem mit der Geschäftsführung 
oder mit der Überwachung der Geschäftsführung betrauten Organ 
angehört; bei Personenvereinigungen genügt das Verschulden eines 
Mitglieds der Vereinigung, das durch Gesetz oder Vertrag zur Füh-
rung der Geschäfte berufen ist. Die Haftung tritt auch dann ein, 
wenn das Verschulden jemanden trifft, der nicht dem vorgenannten 
Personenkreis angehört, dem aber für den Gesamtbetrieb oder für 
das betreffende Sachgebiet die Verantwortung übertragen ist. 

(5) Die Haftung gemäß Abs. 2 und 3 wird bei juristischen Per-
sonen und Vermögensmassen, die keine eigene Rechtspersönlichkeit 
besitzen, aber abgabepflichtig sind, durch das Verschulden (Abs. 4) 
auch nur einer Person begründet, die einem mit der Geschäftsfüh-
rung oder mit der Überwachung der Geschäftsführung betrauten 
Organ angehört; bei Personenvereinigungen genügt das Verschulden 
eines Mitglieds der Vereinigung, das durch Gesetz oder Vertrag zur 
Führung der Geschäfte berufen ist. Die Haftung tritt auch dann ein, 
wenn das Verschulden jemanden trifft, der nicht dem vorgenannten 
Personenkreis angehört, dem aber für den Gesamtbetrieb oder für 
das betreffende Sachgebiet die Verantwortung übertragen ist. 

(6) Die Personenvereinigung haftet gemäß Abs. 1 bis 3 mit ih-
rem Vermögen. Soweit Wertersätze in diesem Vermögen nicht De-
ckung finden, haftet darüber hinaus jedes Mitglied der Personenver-
einigung mit seinem privaten Vermögen für den Teil des Wertersat-
zes, der seiner Beteiligung an der Personenvereinigung anteilsmäßig 
entspricht. 

(6) Die Personenvereinigung haftet gemäß Abs. 2 und 3 mit ih-
rem Vermögen. Soweit Wertersätze in diesem Vermögen nicht De-
ckung finden, haftet darüber hinaus jedes Mitglied der Personenver-
einigung mit seinem privaten Vermögen für den Teil des Wertersat-
zes, der seiner Beteiligung an der Personenvereinigung anteilsmäßig 
entspricht. 

(7) … (7) … 
(8) Bei Gesamtrechtsnachfolge geht die Haftung nach Abs. 1 bis 

3 und die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten auf den 
Rechtsnachfolger über. Ein solcher Haftungsübergang tritt auch bei 
den keine Gesamtrechtsnachfolge begründenden Umgründungen 
nach dem Umgründungssteuergesetz ein. 

(8) Bei Gesamtrechtsnachfolge geht die Haftung nach Abs. 2 
und 3 und die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten auf den 
Rechtsnachfolger über. Ein solcher Haftungsübergang tritt auch bei 
den keine Gesamtrechtsnachfolge begründenden Umgründungen 
nach dem Umgründungssteuergesetz ein. 

 (9) Die Haftung nach Abs. 2 und 3 darf nur in Anspruch ge-
nommen werden, wenn keine Verbandsgeldbuße nach § 28a zu ver-
hängen ist. 

§ 56. (1) Eine Bestrafung wegen eines Finanzvergehens, ein 
Verfall im selbständigen Verfahren (§ 18) und eine Inanspruchnah-

§ 56. (1) Eine Bestrafung wegen eines Finanzvergehens, ein 
Verfall im selbständigen Verfahren (§ 18), eine Inanspruchnahme 
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me aus der Haftung gemäß § 28 dürfen nur auf Grund eines nach den 
folgenden Vorschriften durchgeführten Verfahrens erfolgen. 

aus der Haftung gemäß § 28 und eine Verhängung einer Verbands-
geldbuße gemäß § 28a dürfen nur auf Grund eines nach den folgen-
den Vorschriften durchgeführten Verfahrens erfolgen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
 (5) Für Verfahren wegen Finanzvergehen gegen Verbände gel-

ten die Bestimmungen über das verwaltungsbehördliche Finanz-
strafverfahren, soweit sie nicht ausschließlich auf natürliche Perso-
nen anwendbar sind, mit folgender Maßgabe: 
 – Der Verband hat in dem gegen ihn und auch in dem gegen 

den beschuldigten Entscheidungsträger oder Mitarbeiter ge-
führten Verfahren die Rechte eines Beschuldigten (belangter 
Verband); auch die der Tat verdächtigen Entscheidungsträger 
und Mitarbeiter haben in beiden Verfahren die Rechtsstellung 
eines Beschuldigten. 

 – Soweit sich die im ersten Satz dieses Absatzes genannten 
Verfahrensvorschriften auf Verdächtige, Beschuldigte oder 
Strafen beziehen, sind darunter der belangte Verband oder die 
Verbandsgeldbuße zu verstehen. 

 – Die Zuständigkeit der Finanzstrafbehörde zur Durchführung 
des Finanzstrafverfahrens gegen den Beschuldigten begründet 
auch die Zuständigkeit für das Verfahren gegen den belang-
ten Verband; die Verfahren sind in der Regel gemeinsam zu 
führen. 

 – Die Finanzstrafbehörde kann von der Verfolgung eines Ver-
bandes absehen, wenn in Abwägung der Schwere der Tat, des 
Gewichts der Pflichtverletzung oder des Sorgfaltsverstoßes, 
der Folgen der Tat und der zu erwartenden Höhe der Ver-
bandsgeldbuße eine Verfolgung und Sanktionierung verzicht-
bar erscheint, es sei denn, dass die Verfolgung geboten ist, 
um der Begehung von Taten im Rahmen der Tätigkeit ande-
rer Verbände entgegenzuwirken oder wegen eines sonstigen 
besonderen öffentlichen Interesses. 

§ 68. (1) bis (4) … § 68. (1) bis (4) … 
(5) Die Zusammensetzung der Spruchsenate und deren Ge-

schäftsverteilung hat der Vorstand der Finanzstrafbehörde erster 
(5) Bedarf die Zusammensetzung der Senate und deren Ge-

schäftsverteilung in den folgenden Jahren keiner Änderung, so bleibt 
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Instanz, bei der die Spruchsenate eingerichtet sind, zu bestimmen, 
die Zusammensetzung der Berufungssenate und deren Geschäftsver-
teilung der unabhängige Finanzsenat. 

die nach Abs. 1 bis 4 bestimmte Zusammensetzung und Geschäfts-
verteilung bis zu ihrer Änderung in Kraft. 

 (6) Die Zusammensetzung der Spruchsenate und deren Ge-
schäftsverteilung hat der Vorstand der Finanzstrafbehörde erster 
Instanz, bei der die Spruchsenate eingerichtet sind, zu bestimmen, 
die Zusammensetzung der Berufungssenate und deren Geschäftsver-
teilung der unabhängige Finanzsenat. 

§ 99. (1) bis (3) … § 99. (1) bis (3) … 
 (4) Die Finanzstrafbehörde ist weiters berechtigt, von Betreibern 

von Postdienstleistungen Auskünfte über Postsendungen zu verlan-
gen. Die ersuchte Stelle ist verpflichtet, diese Auskunft unverzüglich 
und kostenlos zu erteilen. 

§ 194b. (1) In das Finanzstrafregister sind aufzunehmen: 
 – die persönlichen Daten des Beschuldigten, das sind Namen, 

frühere Namen und Aliasnamen, Titel, Anschrift, Geburtsda-
tum und -ort, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Beruf bzw. 
Tätigkeit, Sozialversicherungsnummer, 

 – die Daten des Finanzvergehens, 
 – die Daten der Verfahrenseinleitung, der Abtretung an eine 

andere Finanzstrafbehörde und der Anzeige an die Staatsan-
waltschaft, 

 – die Daten der das Strafverfahren abschließenden Entschei-
dung, 

 – die Daten des Strafvollzuges und der Ausübung des Gnaden-
rechts, 

 – das Datum des Tilgungseintritts. 

§ 194b. (1) In das Finanzstrafregister sind aufzunehmen: 
 – die persönlichen Daten des Beschuldigten, das sind Namen, 

frühere Namen und Aliasnamen, Titel, Anschrift, Geburtsda-
tum und -ort, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Beruf bzw. 
Tätigkeit, Sozialversicherungsnummer, 

 – die Daten des belangten Verbandes, 
 – die Daten des Finanzvergehens, 
 – die Daten der Verfahrenseinleitung, der Abtretung an eine 

andere Finanzstrafbehörde und der Anzeige an die Staatsan-
waltschaft, 

 – die Daten der das Strafverfahren abschließenden Entschei-
dung, 

 – die Daten des Strafvollzuges und der Ausübung des Gnaden-
rechts, 

 – das Datum des Tilgungseintritts. 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 195. (1) und (2) … § 195. (1) und (2) … 
 (3) Für Verfahren wegen Finanzvergehen gegen Verbände gel-

ten, soweit im Folgenden nicht etwas Besonderes vorgeschrieben ist, 
die Bestimmungen des 3. Abschnittes des Verbandsverantwortlich-
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keitsgesetzes. 

Artikel 12 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes) 
§ 8. (1) … § 8. (1) … 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Alkohol in anderer Weise als nach Z 2 außerhalb des Steuer-

lagers gewerblich hergestellt wird, 
 4. Alkohol in anderer Weise als nach Z 2 außerhalb des Steuer-

lagers hergestellt wird und als solcher als gewerblich herge-
stellt gilt, 

 5. bis 8. …  5. bis 8. … 
(2) … (2) … 
§ 10. (1) bis (4) … § 10. (1) bis (4) … 
(5) Der Abfindungsberechtigte (§ 55) hat mindestens fünf Werk-

tage vor Beginn der Herstellung von Alkohol bei dem Zollamt, in 
dessen Bereich die Herstellung erfolgen soll, eine Abfindungsan-
meldung einzubringen. Das Zollamt kann von der Einhaltung dieser 
Frist absehen, wenn die Anmeldung noch vor Beginn der Herstel-
lung beim zuständigen Zollamt persönlich eingebracht wird. Die 
Abfindungsanmeldung ist eine Abgabenerklärung. 

(5) Der Abfindungsberechtigte (§ 55) hat mindestens fünf Werk-
tage vor Beginn der Herstellung von Alkohol bei dem Zollamt, in 
dessen Bereich die Herstellung erfolgen soll, eine Abfindungsan-
meldung einzubringen. Das Zollamt kann von der Einhaltung dieser 
Frist absehen, wenn die Anmeldung noch vor Beginn der Herstel-
lung beim zuständigen Zollamt persönlich oder mittels der dafür 
vorgesehenen elektronischen Abfindungsanmeldung eingebracht 
wird. Die Abfindungsanmeldung ist eine Abgabenerklärung. 

(6) … (6) … 
§ 31. (1) bis (4) … § 31. (1) bis (4) … 

 1. der aufgenommene Alkohol im Alkohollager Alkohol aus 
Stein- oder Kernobst aus einer Verschlußbrennerei desselben 
Inhabers beigesetzt wird und 

 1. der aufgenommene Alkohol im Alkohollager Alkohol aus 
einer Verschlussbrennerei desselben Inhabers beigesetzt wird 
und 

 2. …  2. … 
(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
§ 55. (1) Beider Herstellung von Alkohol unter Abfindung wer-

den selbstgewonnene alkoholbildende Stoffe (§ 58) auf einem zuge-
lassenen einfachen Brenngerät (§ 61) verarbeitet. Die Alkoholmen-
ge, die der Steuer unterliegt (Abfindungsmenge), und der Zeitraum, 
der zum Herstellen der Abfindungsmenge erforderlich ist (Brenn-
dauer), werden pauschal nach Durchschnittswerten bestimmt, die der 

§ 55. (1) Beider Herstellung von Alkohol unter Abfindung wer-
den selbstgewonnene alkoholbildende Stoffe (§ 58) auf einem zuge-
lassenen einfachen Brenngerät (§ 61) verarbeitet. Die Alkoholmen-
ge, die der Steuer unterliegt (Abfindungsmenge), und der Zeitraum, 
der zum Herstellen der Abfindungsmenge erforderlich ist (Brenn-
dauer), werden pauschal nach Durchschnittswerten bestimmt, die der 
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Bundesminister für Finanzen durch Verordnung festzusetzen hat. Bundesminister für Finanzen durch Verordnung festzusetzen hat. 

Eine von den Bestimmungen des Alkoholsteuergesetzes abweichen-
de Herstellung von Alkohol gilt als gewerbliche Herstellung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 56. Es ist verboten, Alkohol, der unter Abfindung hergestellt 

wird, bis zu einem Grad einer Reinigung zu unterziehen, daß die 
kennzeichnenden Eigenschaften des zu seiner Gewinnung verwende-
ten Rohstoffs nicht mehr in ausreichendem Maße erkennbar sind. 
Für die Reinigung von verunreinigtem Alkohol gelten die im § 84 
geregelten Anzeigepflichten sinngemäß. 

§ 56. Es ist verboten, Alkohol, der unter Abfindung hergestellt 
wird, einer derart hochprozentigen Rektifikation zu unterziehen, dass 
die kennzeichnenden Aromastoffe des zu seiner Gewinnung ver-
wendeten Rohstoffs nicht mehr in ausreichendem Maße erkennbar 
sind. Für die Reinigung von verunreinigtem Alkohol gelten die im 
§ 84 geregelten Anzeigepflichten sinngemäß. 

§ 57. (1) … § 57. (1) … 
 1. …  1. … 
 2. einem Gast- und Schankgewerbetreibenden, in Kleingebinden 

mit einem deutlich sichtbaren Vermerk, daß der Inhalt unter 
Abfindung hergestellt worden ist, zur Weiterveräußerung im 
Gast- und Schankbetrieb, 

 2. einem Gast- und Schankgewerbetreibenden, in Kleingebinden 
mit einem deutlich sichtbaren Vermerk, daß der Inhalt unter 
Abfindung hergestellt worden ist, zur Weiterveräußerung 
durch Ausschank im Gast- und Schankbetrieb, 

 3. …  3. … 
(2) … (2) … 
§ 62. (1) Wer Alkohol unter Abfindung herstellen will, hat dies 

bei dem Zollamt, in dessen Bereich Alkohol unter Abfindung herge-
stellt werden soll, zu beantragen (Abfindungsanmeldung). 

§ 62. (1) Wer Alkohol unter Abfindung herstellen will, hat dies 
bei dem Zollamt, in dessen Bereich der ordentliche Wohnsitz des 
Abfindungsberechtigten liegt, zu beantragen (Abfindungsanmel-
dung). Die Abfindungsanmeldung kann auch auf dem dafür vorge-
sehenen elektronischen Weg erfolgen. 

(2) … (2) … 
(3) Der Abfindungsanmeldung sind anzuschließen: 

 1. ein Grundriß der für die Aufbewahrung der selbstgewonne-
nen alkoholbildenden Stoffe bestimmten Räume und unver-
bauten Flächen, in dem die Behälter, in denen die Stoffe auf-
bereitet werden, eingezeichnet sind, 

 2. die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. 

Auf diese Unterlagen kann in späteren Eingaben des Antragstellers 
Bezug genommen werden, soweit Änderungen der darin angegebe-

(3) Der Abfindungsanmeldung sind anzuschließen: 
 1. ein Grundriß der für die Aufbewahrung der selbstgewonne-

nen alkoholbildenden Stoffe bestimmten Räume und unver-
bauten Flächen, in dem die Behälter, in denen die Stoffe auf-
bereitet werden, eingezeichnet sind, 

 2. die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. 

Wiederkehrende Daten werden als Grunddaten erfasst und können 
bei nachfolgenden Eingaben des Antragstellers verwendet werden, 
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nen Verhältnisse nicht eingetreten sind. soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht einge-

treten sind. 
§ 64. (1) Die Herstellung von Alkohol unter Abfindung gilt als 

bewilligt, wenn das Zollamt nicht innerhalb von drei Tagen nach 
fristgerechtem Einlangen der Abfindungsanmeldung einen Bescheid 
nach Abs. 2 oder 3 erläßt. 

§ 64. (1) Die Herstellung von Alkohol unter Abfindung gilt als 
bewilligt, wenn das Zollamt nicht innerhalb von drei Tagen nach 
fristgerechtem Einlangen der Abfindungsanmeldung einen Bescheid 
nach Abs. 2 oder 3 erläßt. Bei elektronischer Anmeldung gilt die 
Herstellung von Alkohol als bewilligt, wenn das Zollamt nicht bis zu 
Beginn der Brennfrist den Antrag mittels elektronisch übermittelter 
Nachricht oder in anderer Weise abweist. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 66. Die erforderliche Zeit zur Herstellung von Alkohol in 

Stunden (Brenndauer) ist auf eine Folge von Tagen zu verteilen. Die 
Brenndauer kann durch Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Stun-
den zwischen 18 und 6 Uhr, in besonders begründeten Fällen auch in 
anderer Weise unterbrochen werden. Brennfrist ist der Zeitraum, 
innerhalb welchem an einem Tag Alkohol hergestellt wird. Das ein-
fache Brenngerät darf vor Beginn der Brennfrist nicht befüllt und 
muß vor Ablauf der Brennfrist entleert sein. 

§ 66. Die erforderliche Zeit zur Herstellung von Alkohol in 
Stunden (Brenndauer) ist auf eine Folge Tagen möglichst gleichmä-
ßig zu verteilen. Brennfrist ist der Zeitraum, innerhalb welchem an 
einem Tag Alkohol hergestellt wird. Das einfache Brenngerät darf 
vor Beginn der Brennfrist nicht befüllt und muß vor Ablauf der 
Brennfrist entleert sein. 

§ 78. (1) und (2) … § 78. (1) und (2) … 
 1. in welchen Behältern sich die Waren befinden,  1. in welchen fortlaufend nummerierten Behältern sich die Wa-

ren befinden, 
 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) Der Abfindungsberechtigte hat dem Zollamt unverzüglich 

anzuzeigen, an welchem Ort das Überwachungsbuch geführt und 
aufbewahrt wird. 

(5) Der Abfindungsberechtigte hat dem Zollamt unverzüglich 
anzuzeigen, wenn das Überwachungsbuch in Verlust geraten ist. 

(6) … (6) … 

Artikel 13 (Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes) 
§ 11. (1) Für jede Zollstelle sind nach Maßgabe der Bedürfnisse 

des Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtun-
gen und sonstige Anlagen als Amtsplatz für die Prüfung gestellter 
Waren zu bestimmen. Bahnhöfe, öffentliche Häfen und Länden, 

§ 11. (1) Für jede Zollstelle sind nach Maßgabe der Bedürfnisse 
des Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtun-
gen und sonstige Anlagen als Amtsplatz für die Prüfung gestellter 
Waren zu bestimmen. Bahnhöfe, öffentliche Häfen und Länden so-
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Flugplätze, Freizonen und Freilager bilden in ihrer gesamten Aus-
dehnung den Amtsplatz einer dort eingerichteten Zollstelle; in aus-
gedehnten Anlagen hat die Zollstelle unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des Betreibers jene Teile des Amtsplatzes zu bestim-
men, in die Waren zur Vornahme einer Beschau verbracht werden 
müssen (Beschauplätze). 

wie Flugplätze bilden in ihrer gesamten Ausdehnung den Amtsplatz 
einer dort eingerichteten Zollstelle; in ausgedehnten Anlagen hat die 
Zollstelle unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des Betreibers 
jene Teile des Amtsplatzes zu bestimmen, in die Waren zur Vor-
nahme einer Beschau verbracht werden müssen (Beschauplätze). 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
§ 23. (1) Personen, 

 1. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
als Abgabepflichtige oder Haftende (§ 77 BAO) hinsichtlich 
von Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben in Betracht kommen oder 
sonst am Warenverkehr üder die Grenze des Anwendungsge-
bietes hinsichtlich der zollamtlichen Überwachung unterlie-
genden Waren beteiligt sind oder 

§ 23. (1) Personen, 
 1. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 

als Abgabepflichtige oder Haftende (§ 77 BAO) hinsichtlich 
von Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben in Betracht kommen oder 
sonst am Warenverkehr üder die Grenze des Anwendungsge-
bietes hinsichtlich der zollamtlichen Überwachung unterlie-
genden Waren beteiligt sind oder 

 2. denen im Rahmen des Zollrechts Begünstigungen oder Ver-
fahrenserleichterungen zustehen, die an ein Verhalten dieser 
Personen gebunden sind, oder 

 2. denen im Rahmen des Zollrechts Begünstigungen oder Ver-
fahrenserleichterungen zustehen, die an ein Verhalten dieser 
Personen gebunden sind, oder 

 3. die die Erteilung eines Nachweises zur Anwendung von Zoll-
präferenzmaßnahmen (Präferenznachweis) beantragen oder 
einen solchen oder eine Lieferantenerklärung ausstellen, 

treffen besondere Aufzeichnungspflichten. 

 3. die die Erteilung eines Nachweises zur Anwendung von Zoll-
präferenzmaßnahmen (Präferenznachweis) beantragen oder 
einen solchen oder eine Lieferantenerklärung ausstellen, oder 

  4. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit 
im Auftrag der Zollbehörden Waren, die der zollamtlichen 
Überwachung unterliegen, zur Aufbewahrung, Bearbeitung 
oder Veräußerung übernehmen, 

treffen besondere Aufzeichnungspflichten. 
(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben alle Belege über die 

Durchführung des Zollverfahrens, die von der Zollbehörde mit Mit-
teln der Datenverarbeitung übermittelten Daten und ihre die zoll-
rechtlich bedeutsamen Vorgänge betreffenden kaufmännischen und 
sonstigen Belege (wie Handelsrechnungen, Frachtrechnungen, Präfe-
renznachweise, Lieferantenerklärungen) sowie die diesbezüglichen 
Bücher und Aufzeichnungen nach einer zeitlichen und sachlichen 
Ordnung so zu bezeichnen und durch drei Jahre aufzubewahren, dass 
deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne besonderen 

(2) Die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen haben alle Bele-
ge über die Durchführung des Zollverfahrens, die von der Zollbe-
hörde mit Mitteln der Datenverarbeitung übermittelten Daten und 
ihre die zollrechtlich bedeutsamen Vorgänge betreffenden kaufmän-
nischen und sonstigen Belege (wie Handelsrechnungen, Frachtrech-
nungen, Präferenznachweise, Lieferantenerklärungen) sowie die 
diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen nach einer zeitlichen 
und sachlichen Ordnung so zu bezeichnen und durch drei Jahre auf-
zubewahren, dass deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit 
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Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt 
werden kann. Werden Belege einem anderen weitergegeben, so ist 
dies in den Aufzeichnungen festzuhalten; von Belegen, die in das 
Ausland weitergegeben werden, sind Kopien aufzubewahren. 

ohne besonderen Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzöge-
rung festgestellt werden kann. Werden Belege einem anderen wei-
tergegeben, so ist dies in den Aufzeichnungen festzuhalten; von Be-
legen, die in das Ausland weitergegeben werden, sind Kopien aufzu-
bewahren. Für die in Abs. 1 Z 4 genannten Personen gelten die vor-
stehenden Sätze im Hinblick auf die ihnen zur Verfügung stehenden 
zollrechtlichen, kaufmännischen und sonstigen Belege sinngemäß. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 54a. (1) … § 54a. (1) … 
(2) Zur Bezeichnung von am Zollverfahren beteiligten Personen 

(Anmelder, Versender, Empfänger, Aussteller von Unterlagen usw.) 
können Zollbeteiligten-Identifikationsnummern (TIN – Trader-
Identifikationsnummer) festgelegt werden. Das Zollamt Wiener 
Neustadt hat über die festgelegten Zollbeteiligten-
Identifikationsnummern eine Datenbank zu führen. 

(2) Zur Bezeichnung von am Zollverfahren beteiligten Personen 
(Anmelder, Versender, Empfänger, Aussteller von Unterlagen usw.) 
können Zollbeteiligten-Identifikationsnummern (TIN – Trader-
Identifikationsnummer) festgelegt werden. Die Zollverwaltung hat 
über die festgelegten Zollbeteiligten-Identifikationsnummern eine 
Datenbank zu führen. 

(3) Jeder, der ein zollrechtliches Interesse glaubhaft macht, eine 
Zollbeteiligten-Identifikationsnummer im Zollverfahren zu benöti-
gen, kann beim Zollamt Wiener Neustadt beantragen, dass eine sol-
che für ihn oder für eine andere am Zollverfahren beteiligte Person 
festgelegte Nummer bekannt gegeben wird. Der Antrag hat Na-
me/Firma und Anschrift der Person zu enthalten, deren Nummer 
bekanntgegeben werden soll. Über die Zollbeteiligten-
Identifikationsnummer ist dem Antragsteller eine Bestätigung zu 
erteilen. 

(3) Jeder, der eine Zollbeteiligten-Identifikationsnummer im 
Zollverfahren benötigt, kann im Rahmen eines zugelassenen Infor-
matikverfahrens nach § 55 beantragen, dass eine solche Nummer für 
ihn oder für eine andere am Zollverfahren beteiligte Person bekannt 
gegeben wird. Der Antrag hat Name/Firma und Anschrift der Person 
zu enthalten, deren Nummer bekanntgegeben werden soll. Über die 
Zollbeteiligten-Identifikationsnummer ist dem Antragsteller eine 
Bestätigung zu erteilen. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
§ 83. Artikel 239 ZK in Verbindung mit Artikel 905 ZK-DVO 

gilt für die Erstattung und den Erlass von sonstigen Eingangs- und 
Ausgangsabgaben mit der Maßgabe, daß die Vorlage an die Kom-
mission unterbleibt und die Artikel 906 bis 909 ZK-DVO nicht an-
zuwenden sind. Ein besonderer Fall ist in diesem Zusammenhang 
dann gegeben, wenn sich die Abgabenbelastung als unbillig nach 
Lage der Sache erweist oder die Existenz des Abgabenschuldners 
durch die Abgabenbelastung ernsthaft gefährdet ist. Liegt ein beson-
derer Fall auf Grund der ernstlichen Gefährdung der Existenz des 
Abgabenschuldners vor, ist die betrügerische Absicht oder grobe 

§ 83. Im Falle einer Erstattung oder eines Erlasses der sonstigen 
Eingangs- und Ausgangsabgaben nach den Bestimmungen des Arti-
kels 239 ZK in Verbindung mit Artikel 899 Abs. 2 ZK-DVO liegt 
ein besonderer Fall dann vor, wenn sich die Abgabenbelastung als 
unbillig nach Lage der Sache erweist oder wenn die Existenz des 
Abgabenschuldners durch die Abgabenbelastung ernsthaft gefährdet 
ist. Letzterenfalls stellt die betrügerische Absicht oder grobe Fahr-
lässigkeit des Beteiligten keinen Ausschließungsgrund für die Ge-
währung einer Erstattung oder eines Erlasses dar, sofern alle sonsti-
gen Voraussetzungen vorliegen und eine Gesamtbetrachtung für eine 
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Fahrlässigkeit des Beteiligten kein Ausschließungsgrund für die 
Gewährung einer Erstattung oder eines Erlasses, sofern alle sonsti-
gen Voraussetzungen vorliegen und eine Gesamtbetrachtung für eine 
Entscheidung zugunsten des Antragstellers spricht. 

Entscheidung zugunsten des Antragstellers spricht. Eine Vorlage an 
die Kommission hat zu unterbleiben. 

§ 120. (1) … § 120. (1) … 
(1a) bis (1l) … (1a) bis (1l) … 
(1m) § 4 Abs. 2 Z 1 und Z 18. sowie § 10 Abs. 3 und 4, § 11 

Abs. 6, § 99 Abs. 1und § 100 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 34/2005 treten mit 1. Juli 2005 in Kraft. Abfertigungen 
außerhalb des Amtsplatzes nach Maßgabe des § 11 Abs. 6 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 659/1994 können bis zum 
Ablauf des 31.12.2005 auf Antrag bewilligt und durchgeführt wer-
den mit der Maßgabe, dass die Kostenpflicht im Sinne des § 99 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 13/1998 gegeben ist. 
§ 59 und § 77 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 34/2005 treten mit jenem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die 
Vorschriften gemäß Art. 3 Abs. 4 der Verordnung Nr. 2286/2003 der 
Kommission verbindlich anzuwenden sind. 

(1m) § 4 Abs. 2 Z 1 und Z 18. sowie § 10 Abs. 3 und 4, § 11 
Abs. 6, § 99 Abs. 1und § 100 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 34/2005 treten mit 1. Juli 2005 in Kraft. Abfertigungen 
außerhalb des Amtsplatzes nach Maßgabe des § 11 Abs. 6 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 659/1994 können bis zum 
Ablauf des 31. März 2006 auf Antrag bewilligt und durchgeführt 
werden mit der Maßgabe, dass die Kostenpflicht im Sinne des § 99 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 13/1998 gegeben ist. 
§ 59 und § 77 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 34/2005 treten mit jenem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die 
Vorschriften gemäß Art. 3 Abs. 4 der Verordnung Nr. 2286/2003 der 
Kommission verbindlich anzuwenden sind. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

Artikel 14 (Änderung des Handelsgesetzbuches) 
§ 235. Der ausschüttbare Gewinn eines Geschäftsjahres darf 

nicht vermehrt werden: 
 1. um einen Zuschreibungsbetrag auf Grund einer im Geschäfts-

jahr vorgenommenen Zuschreibung gemäß § 208 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 204 Abs. 2, 

 2. um Erträge auf Grund einer im Geschäftsjahr vorgenomme-
nen Auflösung der Bewertungsreserve aus anderen als den im 
§ 205 Abs. 2 genannten Gründen, 

 3. um Erträge auf Grund der Auflösung von Kapitalrücklagen, 
die durch Umgründungen unter Ansatz des beizulegenden 
Wertes gemäß § 202 Abs. 2 Z 1 in Höhe des Unterschiedsbe-
trags zwischen dem Buchwert und dem höheren beizulegen-
den Wert entstanden sind. 

§ 235. Der ausschüttbare Gewinn eines Geschäftsjahres darf 
nicht vermehrt werden: 
 1. um Erträge auf Grund der Auflösung von Kapitalrücklagen, 

die durch Umgründungen unter Ansatz des beizulegenden 
Wertes gemäß § 202 Abs. 1 in Höhe des Unterschiedsbetra-
ges zwischen dem Buchwert und dem höheren beizulegenden 
Wert entstanden sind, 

 2. um Erträge auf Grund von Umgründungen 
 – unter Ansatz des Buchwertes gemäß § 202 Abs. 2 oder 
 – unter Ansatz des beizulegenden Wertes gemäß § 202 

Abs. 1 in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Buchwert und dem höheren beizulegenden Wert, 

die nicht als Kapitalrücklage ausgewiesen werden können, 
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 3. um Erträge, die auf Grund von Umgründungen bei der über-

tragenden Kapitalgesellschaft für eine Gegenleistung in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert des über-
tragenen Vermögens und dem höheren beizulegenden Wert 
entstanden sind. 

 




